
 
 
 
                                

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 

aufgenommen am Donnerstag, 19. März 2026, über die 

Sitzung des Gemeinderates St. Lorenz (1/2026). 

 

Tagungsort: Vereinsheim St. Lorenz, St. Lorenz 17 

Mitglieder Gemeinderat:  

 

1. Bgm. Andreas Hammerl - anwesend 
 

2. Vizebgm. Karl Nußbaumer – anwesend 
 

3. Gudrun Spielberger – anwesend 
 

4. Ing. Anton Ebner MBA – entschuldigt fern geblieben 
 

5. Simon Strobl – entschuldigt fern geblieben 
 

6. Mag. Wolfgang Kaltenleitner - anwesend 
 

7. Elisabeth Schlemper – entschuldigt fern geblieben 
 

8. Mag. Albert Hollweger – anwesend 
 

9. Mag. Ulrich Humer – anwesend 
 

10. Rosina Ritzinger MA – anwesend 
 

11. Matthias Widlroither – anwesend 
 

12. Franz Liebewein Mst. – anwesend 
 
13. Josef Schachl – anwesend 

 
14. Norbert Sperr – anwesend 

 
15. Friedrich Stabauer – anwesend 

 
16. Ing. Wolfgang Schachl – entschuldigt fern geblieben 

 
17. Mag. Harald Kohlberger – entschuldigt fern geblieben 

 
18. Michaela Sommerauer – anwesend 

 

19. Michael Meindl – anwesend 
 

20. Mag. Josef Dobesberger - anwesend 
 

21. Mag. Beatrice Prost – entschuldigt fern geblieben 
 

22. Dr. Andreas Forestier – anwesend 
 

23. Mag. Bernadette Märzinger – anwesend 
 

24. Michael Nilsson – anwesend 
 

25. DI (FH) Bernhard Mayr – anwesend 

 

 

 

 



 

 

Der Vorsitzende, Bürgermeister Andreas Hammerl, begrüßt alle Anwesenden, insbesondere die Zuhörer. 

Er stellt fest, dass 

a) die Einladung zu dieser Sitzung an alle Mitglieder des Gemeinderates unter Bekanntgabe der 

Tagesordnung ergangen ist, 

b) die Abhaltung der Sitzung an der Amtstafel des Gemeindeamtes ordnungsgemäß kundgemacht wurde, 

c) die Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzung vom 4.12.2025, Nr. 6/2025, während der Sitzung zur 

Einsicht aufliegt und Einwendungen bis Sitzungsschluss eingebracht werden können, 

d) die Beschlussfähigkeit gegeben ist, 

e) zur Schriftführerin dieser Sitzung VB Hubert Daxner bestimmt wird, 

f) seitens der ÖVP-Fraktion GR Mag. Ulrich Humer, 

von der FPÖ-Fraktion GR Michaela Sommerauer und 

von den Grünen GV Mag. Josef Dobesberger als Protokollfertiger der Gemeinderatssitzung vom 4.12.2025 

namhaft gemacht werden. 
 

 

Anwesende Ersatzmitglieder: Michael Soriat, DI Johannes Strobl, Ing. Markus Matschl, Georg 

Schafleitner, (alle ÖVP), Gabriele Reisinger (FPÖ), Aloisia Luft (Die Grünen), 
 

 

Anwesende Mitglieder des Gemeinderates: 25 
 

 

Beginn: 19.00 Uhr                       
 

 

Zuhörer: 2 

 

 

D R I N G L I C H K E I T S A N T R A G 

an den Gemeinderat der Gemeinde Sankt Lorenz 

 

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge im Sinne des § 46 Abs. 3 Oö. 

Gemeindeordnung in der GR-Sitzung am 19.03.2026 nachstehenden Tagesordnungspunkt aufnehmen: 
 

Unterstützungszahlung an den Heimatbund Mondseeland für 2026 
 

Begründung der Dringlichkeit: 

Die nächste reguläre GR-Sitzung findet erst im Juni 2026 statt, der Bedarf an finanzieller Unterstützung 

ist aber bereits jetzt gegeben. Bei Aufnahme in die Tagesordnung soll der Dringlichkeitsantrag unter 

Tagesordnungspunkt 15 (Allfälliges) behandelt werden. 

Sankt Lorenz am 17.03.2026 

Beschluss: einstimmig 

 

 

 

 



1/1/2026 

 

TAGESORDNUNG 

 

1) Bericht des Bürgermeisters 

• Der Zusammenschluss von sieben Regionen zum neuen Tourismusverband Salzkammergut ist 

vollzogen, in Bad Ischl hat die Gründungsversammlung stattgefunden. Mit Norbert Sperr (Hotel 

Eichingerbauer) als Aufsichtsratsvorsitzendem ist auch ein Lorenzer im Führungszirkel des 

Verbandes vertreten. 

• Die Sanierung der Kläranlage schreitet voran, kürzlich wurde das erste Becken in Betrieb 

genommen. 

• Die Vorbereitungen für die EXPO (vormals Landesausstellung) 2027 laufen; der Museumsbetrieb in 

Mondsee soll professioneller werden, deshalb ist die Anstellung eines Museumsmanagers im 

Rahmen eines Leader-Projekts angedacht. 

• Bei der Baustelle Höribachfeld kommt es im Zusammenhang mit der Errichtung des 

Linksabbiegers noch bis Juni zu Verkehrsbehinderungen. Bgm. Andreas Hammerl appelliert, den 

Baustellenbereich vorsichtig zu passieren. 

• Beim Bauvorhaben Höribachfeld werden acht Wohnungen zu begünstigten Preisen für Bürger aus 

dem Mondseeland angeboten. In der ersten Bewerbungsphase haben sich drei LorenzerInnen 

gemeldet, mittlerweile können sich auch Bürger aus Tiefgraben, Innerschwand und Mondsee 

bewerben. 

• Die Union Mondsee hat ein neues Präsidium gewählt; drei der vier Mitglieder stammen aus St. 

Lorenz. 

 

2) Rechnungsabschluss 2025; Beschlussfassung 

Der Rechnungsabschluss für das Jahr 2025 ist wie schon jener aus den Vorjahren nach den 

Bestimmungen der VRV 2015 zu erstellen. Die inhaltliche Ausgestaltung sollte demnach allen bekannt 

sein. Diese lehnt sich an die Form des Voranschlages an. Die finanzielle Lage der Gemeinde St. Lorenz 

stellt sich wie folgt dar: 

 

Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit: 

 

Ergebnis der laufenden 
Geschäftstätigkeit   VA 2025 VA 2025 RA 2025 RA 2025 

(aus Finanzierungshaushalt)   Einzahlung Auszahlung Einzahlung Auszahlung 

Operative Gebarung    7.223.200,00 6.682.300,00 7.335.150,14 6.408.366,32 

Investive Gebarung     205.100,00 753.100,00 167.760,72 653.365,88 

Finanzierungstätigkeit    0,00 61.700,00 0 61.724,30 

Voranschlagsunwirksame Gebarung   0,00 0,00 2.081.679,68 2.074.363,02 

Zwischensumme    7.428.300,00 7.497.100,00 9.584.590,54 9.197.819,52 

abzgl. Investive Einzelvorhaben    637.500,00 720.700,00 612.022,96 622.474,18 

abzgl. voranschlagunwirksame Gebarung 0,00 0,00 2.081.679,68 2.074.363,02 

Summe     6.790.800,00 6.776.400,00 6.890.887,90 6.500.982,32 

Ergebnis der lfd. Geschäftstätigkeit   14.400,00  389.905,58  
 



Saldierung der drei Haushalte: 

 

FHH:     31.12.2025  
Saldo Finanzierungshaushalt    379.454,36  
Endbestand an liquiden Mitteln (Kassa, Girokonten, Rücklagen) 2.800.991,95  
Veränderung der liquiden Mittel   386.771,02  
        

EHH:       

Saldo Ergebnishaushalt     401.436,99 (Afa 333.053,67) 

Saldo Zuweisung und Entnahmen von Rücklagen  -344.408,36  
Nettoergebnis    -57.028,63  
Summe Vermögenshaushalt   21.617.899,95  
Veränderung    229.076,35  

 

 

Im Jahr 2025 durchgeführte investive Vorhaben: 

 

Investive Vorhaben 2025     Kosten Eigenmittel 

Digitale Amtstafel     21.263,59 21.263,59 

Löschteich Grünwinkl     0,00 0,00 

Infrastrukturelle Maßnahmen VS Tilo   18.432,45 18.432,45 

Errichtung PV-Anlage     24.747,59 24.747,59 

Sanierung Montessori-Kindergarten     1.469,62   1.469,62 

Sanierung Vereinsheim     17.449,32 17.449,32 

Sanierung Kirchendach     131.400,00 131.400,00 

Einsatzfahrzeug Bergrettung   80.818,94 15.018,94 

Sanierung Straße Achort     66.990,96       490,96 

Sanierung Straße Wendt     152.933,27 67.741,27 

Güterweg Schober     106.968,44 22.463,22 

        622.474,18 320.476,96 

 

Veränderung der Haushaltsrücklagen 2024 zu 2025: 

 

Entwicklung Haushaltsrücklagen     

Stand     31.12.2024 31.12.2025 

Zweckgebundene Rücklagen:     

Kanalbaurücklage   735.814,72 815.287,80 

Rücklage Betriebsergebnis Abfall 7.253,24 18.921,24 

Rücklage Betriebsergebnis Kanal 424.053,87 520.696,30 

      1.167.121,83 1.354.905,34 

Allgemeine Rücklagen:     
Betriebsmittelrücklage   960.169,68 1.212.099,81 

Allgemeine Verwahrrücklage 847.659,30 549.915,55 

Soziale Zwecke   5.180,60 0,00 

Kultursparbuch   7.186,17 7.186,71 

Rücklage Gemeindeentlastungspaket 25.250,61 0,00 

Rücklage Amtsgebäude   200.000,00 282.336,41 

Rücklage Vogelhuberbrücke   0,00 150.532,73 

      2.045.446,36 2.202.071,21 

Gesamtsumme   3.212.568,19 3.556.976,55 

Rücklage pro EW (HWS)   1.211,38 1.346,00 



1/3/2026 

 

Haftungen: 
 

Stand Haftungen   31.12.2024 31.12.2025 

RHV BA 26-103   1.572.872,86 2.093.117,37 

RHV BA 01-15   578.792,28 581.062,33 

Gesamt     2.151.665,14 2.674.179,70 

Haftungsstand pro EW (HWS) 811,34 1.012,00 

 

 

Darlehen: 
 

Stand Darlehen   31.12.2024 31.12.2025 

Wohnbauförderung Errichtung AGW 868.299,34 864.263,47 
AGW Bau     236.536,33 224.905,97 
Kiga Grundankauf   222.410,99 191.752,91 

AGW Grundankauf   139.338,45 123.938,46 

Gesamt     1.466.585,11 1.404.860,81 

Schuldenstand pro EW (HWS 2022) 553,01 532,00 

 

Errechneter Betriebsüberschuss Kanal 96.642,43 

Errechneter Betriebsüberschuss Abfall 11.668,00 

 

Das erwirtschaftete Jahresergebnis (€ 390.000) sei auf unterjährige Einmaleffekte sowie sparsames 

Wirtschaften zurückzuführen, erläutert Amtsleiter Mag. Günter Schardl. Das habe zur Folge, das 

Rücklagen aufgebaut und sämtliche Abschreibungen aus dem Ergebnis finanziert werden konnten. Fazit 

des Amtsleiters: St. Lorenz habe sich über die letzten Jahre zum Vorzugsschüler entwickelt und er 

appelliert an die Mandatare diesen Kurs beizubehalten. 

Bei GV Mag. Josef Dobesberger nährt das die Zuversicht, dass künftige Investitionen etwas leichter zu 

stemmen sein werden. GR Friedrich Stabauer fragt, welche Zinsen die Gemeinden aus den Rücklagen 

erwirtschafte; ad hoc könne er das nicht beantworten, jedenfalls seien die Zinserträge nicht sehr hoch 

und stünden in keinem Vergleich zu den Kreditzinsen, die die Gemeinde zu leisten habe. 

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss 2025 

beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

3) Prüfbericht der BH VB vom 11.11.2025 zum Rechnungsabschluss 2024; Kenntnisnahme 

Der von der Gemeinde am 13.3.2025 beschlossene Rechnungsabschluss wurde im Sinne der Bestimmung 

des § 99 Abs. 2 Oö. GemO 1990 einer Prüfung unterzogen. Das Ergebnis dieser Prüfung ist dem 

Gemeinderat zur Kenntnis zu bringen. 

Der RA 2024 entspricht den gesetzlichen und buchhalterischen Vorgaben. Anzumerken ist, dass bei den 

betrieblichen Einrichtungen der Abfall- und Abwasserbeseitigung Kostendeckung erreicht werden 

konnte. Im Hinblick auf die angespannte finanzielle Situation wird seitens der Aufsichtsbehörde 

empfohlen, die Mahnläufe in kürzeren Intervallen vorzunehmen (dzt. ¼ jährliche Mahnläufe, welche 

grundsätzlich ausreichen, um Verjährungen zu vermeiden). 



1/4/2026 

 

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge den Prüfbericht zum RA 2024 zur 

Kenntnis nehmen. 

Beschluss: einstimmig 

 

4) Änderung der Feuerwehr-Gebührenordnung; Beschlussfassung 

Im Vergleich zur im Juni 2024 verabschiedeten Gebührenordnung wird auf zwei Änderungen 

hingewiesen, die eine Änderung der Gebührenordnung erforderlich machen:  

• Die Promulgationsklausel wurde überarbeitet, da sowohl das Oö. Feuerwehrgesetz 2015 (Oö. FWG 

2015) als auch das Finanzausgleichsgesetz 2024 (FAG 2024) zwischenzeitlich novelliert wurden 

und somit die derzeit geltende Fassung dieser Gesetze zitiert wird.  

• Anpassung des § 9 (Inkrafttreten) im Hinblick auf die seit 1. Juli 2025 geltende elektronische 

Kundmachung von Verordnungen der Gemeindeorgane im Rechtsinformationssystem des 

Bundes (RIS).  

Die geänderte Verordnung samt Anlage I mit den Gebührensätzen wird dem Gemeinderat vollinhaltlich 

zur Kenntnis gebracht und zur Beschlussfassung vorgelegt. 

Zusätzlich hat die Gemeinde gleichzeitig mit Vorlage der Gebührenordnung eine Erklärung abzugeben, 

welcher Kostendeckungsgrad mit den verordneten Gebühren für das vergangene Kalender- bzw. 

Finanzjahr erreicht wurde und welcher für die entsprechende Periode 2026 prognostiziert wird. 

Die Gemeinde Sankt Lorenz hat im abgelaufenen Finanzjahr 2025 aus den verordneten Gebühren im 

Bereich des Feuerwehrwesens einen Kostendeckungsgrad von unter 50 % erreicht und wird dies auch für 

das laufende Haushaltsjahr 2026 erwartet. 
 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

VERORDNUNG 

  

des Gemeinderates der Gemeinde Sankt Lorenz vom 19.3.2026 mit der eine Feuerwehr-

Gebührenordnung für Sankt Lorenz erlassen wird. 

 

Auf Grund des § 6 Abs. 5 des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015 (Oö. FWG 2015), LGBl. Nr. 104/2014 idF des 

Landesgesetzes LGBl. Nr. 95/2024, und des § 17 Abs. 3 Ziffer 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2024, BGBl. 

I Nr. 168/2023 idF des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 128/2024, wird verordnet: 

 

§ 1 

Allgemeine Bestimmungen 

  

(1) Diese Gebührenordnung beinhaltet die Gebühren für Einsatzleistungen der oberösterreichischen 

Freiwilligen Feuerwehren (im Folgenden kurz: Feuerwehr) bzw. für die Benutzung von 

Feuerwehreinrichtungen. 

(2) In Anlage I, Gebührengruppen A und B, sind Gebühren für Einsatzleistungen, darunter sind 

Arbeitsleistungen von Personal und die Verwendung von Fahrzeugen, Geräten, 



Ausrüstungsgegenständen, Fernmeldeeinrichtungen und dergleichen zu verstehen, festgelegt. 

(3) In Anlage I, Gebührengruppe C, ist die Gebühr für Brandmeldeanlagen festgelegt. 

(4) In Anlage I, Gebührengruppe D, sind die Gebühren für Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter 

festgelegt, die getrennt vorzuschreiben sind. 

(5) Falls dies erforderlich ist, kann sich die Feuerwehr bei der Erfüllung ihrer Aufgaben auch Dritter (in 

Form von Leistungen und Beistellungen) bedienen. In Anlage I, Gebührengruppe E, sind die Gebühren 

für diese Leistungen bzw. Beistellungen (wie Personal, Fahrzeuge, Anhänger, Werkzeuge, 

Ausrüstungsgegenstände, etc.) festgelegt, die nach konkretem Aufwand unter Berücksichtigung der 

Grundsätze der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit vorzuschreiben sind. 

 

§ 2 

Gebührenpflicht 

 

(1) Sofern nicht Gebührenfreiheit gemäß § 3 dieser Gebührenordnung vorliegt, sind die nach den 

einschlägigen Vorschriften des öffentlichen Rechts für Einsatzleistungen und für die Benutzung von 

Feuerwehreinrichtungen von Feuerwehren anfallenden Gebühren nach Maßgabe der 

Gebührengruppen A bis E in Anlage I dieser Gebührenordnung zu entrichten. Die in Anlage I, 

Gebührengruppe B, Gebührenpositionen 12.01, 12.04 bis 12.08, angeführten Gebühren sind als 

Mindestgebühren zu verstehen. Bei Mehraufwand ist die Gebühr nach Anlage I, Gebührengruppe A, zu 

bemessen. 

(2) ie in Anlage I, Gebührengruppe C, Gebührenposition 13.01, angeführte Gebühr ist als 

Mindestgebühr  zu  verstehen.  Bei  Mehraufwand  ist  die  Gebühr  nach  Anlage  I, 

Gebührengruppe A, entsprechend der alarmplanmäßigen Ausrückung zu bemessen. 

(3) Für die im Rahmen von Einsätzen bei Bränden und zur Abwendung von Brandgefahr (§ 6 Abs. 1 Z 

1 und 2 Oö. FWG 2015) nach den Grundsätzen der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit verbrauchten 

Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter (z. B. Schaummittel, Löschpulver, Löschgase, Atemfilter, 

Atemluft, Bindemittel für Chemikalien, Öl usw.) sind jedenfalls Gebühren zu entrichten (vgl. § 6 Abs. 1 

letzter Satz Oö. FWG 2015). 

 

§ 3 

Gebührenfreiheit 

 

(1) Diese Gebührenordnung findet keine Anwendung: 

1. wenn die Feuerwehr zur erbrachten Dienst-, Sach-, oder Einsatzleistung auf Grund öffentlich-

rechtlicher Bestimmungen verpflichtet war und nach diesen Rechtsvorschriften ein Kostenersatz nicht 

vorgesehen ist (konkret gemäß § 6 Abs. 1 Oö. FWG 2015, wenn die Inanspruchnahme bei Bränden, zur 

Abwendung von Brandgefahr, bei Elementarereignissen zur Setzung von Erstmaßnahmen zur Abwehr 

von drohender und zur Beseitigung unmittelbarer Gefahr oder bei Unfällen und akuten Notfällen zur 

Rettung von Menschen und Tieren erfolgt), sofern nicht Abs. 2 anzuwenden ist; 



 

2. bei einer Alarmierung aufgrund einer irrtümlich, im guten Glauben abgegebenen Meldung 

(Blinder Alarm). 

(2) Gebührenfreiheit besteht nicht bei Brandmelder-Fehl- oder Täuschungsalarm. Dafür ist eine 

gemäß § 2 Abs. 3 zu bemessende Gebühr zu entrichten. 

 

§ 4 

Berechnungsgrundsätze 

 

(1) Die Berechnung der Gebühren für Einsatzleistungen (§ 1 Abs. 2) und für die Beistellung von 

Fahrzeugen, Geräten, Ausrüstungsgegenständen, Fernmeldeeinrichtungen und dergleichen (im 

Folgenden: Gegenstände) erfolgt grundsätzlich nach den in Anlage I, Gebührengruppen A und B, 

enthaltenen Gebührensätzen nach Maßgabe der folgenden Absätze. 

(2) Für die Arbeitsleistungen von Personal bzw. für die Bedienung von beigestellten Gegenständen ist 

die Gebühr gemäß Anlage I, Gebührengruppe A, Punkt 1, zu entrichten. 

(3) Bei der Beistellung von Gegenständen ohne Bedienungspersonal der Feuerwehr ist für die 

Berechnung der Gebühr jener Zeitraum maßgebend, in welchem der Benützer – ohne Rücksicht auf 

die tatsächliche Benützungsdauer – die beigestellten Gegenstände innehat. 

(4) Die Gebühr für die Beistellung von Gegenständen ist mit dem halben Neuwert des beigestellten 

Gegenstandes nach oben begrenzt, wenn dieser in unbeschädigtem Zustand zurückgestellt wird. 

(5) Bei gebührenpflichtigen Einsatzleistungen und Beistellungen von Gegenständen mit 

Bedienungspersonal sind die Wegzeiten vom Standort der Feuerwehr zum Einsatz- bzw. Beistellungsort 

und zurück in die für die Berechnung maßgebende Zeit einzubeziehen; ebenso Wartezeiten und 

sonstige Unterbrechungen oder Behinderungen, die durch Verschulden des Gebührenpflichtigen bzw. 

ihm zurechenbaren Personen entstehen. 

(6) Bei Verrechnung nach Stundensatz ist die Gebühr für die erste Stunde jeweils zur Gänze zu 

entrichten. Bei jeder weiteren angefangenen Stunde ist bei einer Dauer bis zu 30 Minuten die Gebühr für 

den halben Stundensatz, darüber hinaus für den vollen Stundensatz zu entrichten. Sieht Anlage I, 

Gebührengruppe A, neben den Stundensätzen auch die Verrechnung von Pauschalgebühren bzw. nach 

Tagessätzen vor, sind Einsatzleistungen bzw. Beistellungen bis zu vier Stunden nach den 

Stundensätzen, ab der angefangenen fünften Stunde jedoch nach der Pauschalgebühr bzw. dem 

Tagessatz (siehe Abs. 7) zu entrichten. 

(7) Die Pauschalgebühren der Gebührenpositionen der Anlage I, Gebührengruppe A, Punkte 2 und 4, 

gelten für einmalige zusammenhängende Leistungen innerhalb eines Zeitraumes von 12 Stunden; für 

die übrigen Gebührenpositionen gilt ein Zeitraum von 24 Stunden (Tagessatz). Bei Einsatzleistungen 

bzw. Beistellungen über die jeweilige Pauschalgebühr bzw. den jeweiligen Tagessatz hinaus erfolgt die 

Berechnung wie ab Beginn der Inanspruchnahme. Löst ein Feuerwehrfahrzeug ein anderes der 

gleichen Gebührenposition ab, erfolgt die Verrechnung so, als ob das Fahrzeug durchgehend in Betrieb 

gewesen wäre. 

 



(8) Werden Geräte und Ausrüstungsgegenstände von einem zu verrechnenden Einsatzfahrzeug – 

maßgebend ist der den Baurichtlinien des ÖBFV (Beschluss der Landes-Feuerwehrleitung) 

entsprechende Beladeplan, der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Gebührenordnung gültig ist 

– entnommen, hat keine weitere Verrechnung zu erfolgen; ausgenommen davon sind Geräte nach 

Anlage I, Gebührengruppe A, Gebührenposition 2.15, und Verbrauchsmaterial nach Anlage I, 

Gebührengruppe D. Vom Feuerwehrfahrzeug zusätzlich mitgeführte Geräte und 

Ausrüstungsgegenstände sind jedoch nach Anlage I, Gebührengruppe A, zu verrechnen. 

(9) Die Gebühren sind nur für jene Mannschaften und Gegenstände sowie für jenen Zeitraum zu 

entrichten, in dem eine zwingende Notwendigkeit entsprechend den taktisch-technischen 

Dienstvorschriften der Feuerwehr für den Einsatz tatsächlich gegeben war. 

 

§ 5 

Reinigung und Wiederinstandsetzung 

 

(1) Für die Reinigung und Wiederinstandsetzung von Geräten und Ausrüstungsgegenständen 

einschließlich Schutzbekleidung nach besonderen Einsätzen, die über das normale Maß hinausgeht (z. 

B. bei Einsätzen mit gefährlichen Stoffen, bei Technischen Hilfeleistungen mit besonderer 

Schmutzbelastung), ist für den Personalaufwand eine Gebühr gemäß Anlage I, Gebührengruppe A, 

Punkt 1, Gebührenposition 1.01, sowie für aufgewendete Reinigungsmittel nach Gebührengruppe D, 

Gebührenposition 14.01, zu entrichten. 

(2) Erweist sich eine Reinigung oder Wiederinstandsetzung als technisch unmöglich oder 

unwirtschaftlich, insbesondere weil die Wiederinstandsetzungskosten den Wieder-beschaffungswert 

übersteigen, ist der Wiederbeschaffungswert zu entrichten. 

 

§ 6 

Sonstige Gebühren 

 

Für eine in Anspruch genommene Leistung, die in Anlage I nicht explizit angeführt ist, ist eine Gebühr 

unter Heranziehung einer vergleichbaren Leistung (insbesondere gleichwertiges Fahrzeug, ähnlicher 

Ausrüstungsgegenstand) zu entrichten. 

  

§ 7 

Entstehen des Abgabenanspruchs 

 

(1) Der Abgabenanspruch entsteht grundsätzlich mit Ablauf des Monats, in dem die Leistung in 

Anspruch genommen wurde. 

(2) Erstreckt sich die Inanspruchnahme der Leistung über mehr als einen Kalendermonat, entsteht 

der Anspruch erst mit Ablauf des Monats, in dem die Inanspruchnahme der Leistung endete. 

(3) Vor Erlassung eines Gebührenbescheides ist die Versendung einer formlosen 

Zahlungsaufforderung (Lastschriftanzeige) zulässig. 



§ 8 

Umsatzsteuer 

 

Die nach dieser Gebührenordnung ermittelten Gebühren unterliegen nicht der 

Umsatzsteuerpflicht. 

 

§ 9 

Inkrafttreten 

  

(1) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der 

Gemeinde Sankt Lorenz in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Feuerwehr-Gebührenordnung vom 27.06.2024 außer Kraft. 

 

Anlage I 

Gebührengruppe A 

Gebühren für Mannschaften, Fahrzeuge, Geräte, Ausrüstungsgegenstände und Fernmeldeeinrichtungen und 

dergleichen: 

 
1 Mannschaft  

Pos. Gegenstand EURO 

1.01 
Personalaufwand pro Person und Stunde  

34,40 

1.02 
Bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen Veranstaltungen pro 
Person und Stunde 

34,40 

1.03 
Kommissionsdienst von Mitgliedern der Feuerwehr pro 
Person und angefangener Viertelstunde 

18,30 

2 Fahrzeuge und Anhänger   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. 
Pauschal- 
gebühr 

2.01 Fahrzeuge bis 3,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 67,70 338,50 

2.02 Fahrzeuge >3,5 bis 5,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 96,50 482,50 

2.03 Fahrzeuge >5,5 bis 7,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 113,70 568,50 

2.04 Fahrzeuge >7,5 bis 16 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 129,80 649,00 

2.05 Fahrzeuge >16 bis 18 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 145,80 729,00 
 Sonderfahrzeuge:   

2.06 Wechselladefahrzeug ohne Kran 145,80 729,00 

2.07 Drehleiter DL(K) 18, DL(K) 25 170,00 850,00 

2.08 Drehleiter DL(K) 30, Teleskopmastbühne, Gelenkbühne 255,00 1.275,00 

2.09 
Gefährliche-Stoffe-Fahrzeug (GSF), Abrollbehälter Gefährliche Stoffe mit 
Wechselladefahrzeug, Abrollbehälter Dekontamination mit 
Wechselladerfahrzeug, Dekontaminationsanhänger mit LKW 

288,30 1.441,50 

2.10 
Öleinsatzfahrzeug, Abrollbehälter Öl mit Wechselladerfahrzeug, Rollcontainer 
OEF mit Transportfahrzeug 

264,20 1.321,00 

2.11 Atemschutzfahrzeug, Atemluftfahrzeug, Tauchfahrzeug 243,50 1.217,50 

2.12 Universallöschfahrzeug, Großtanklöschfahrzeug 210,20 1.051,00 

2.13 Rüstfahrzeug (ohne Kran), LKW mit Kran bis 100 kN Hubkraft 158,50 792,50 

2.14 
(Schweres) Rüstfahrzeug mit Kran (SRF-K), 
LKW oder WLF mit Kran >100 kN bis 300 kN Hubkraft 

193,00 965,00 

2.15 Kranfahrzeug (KF), LKW oder WLF mit Kran >300 kN Hubkraft 321,70 1.608,50 

2.16 Abrollbehälter mit Ladelift 47,10 235,50 

2.17 Abrollbehälter Mulde/Bergung 31,00 155,00 



2.18 Überwachungseinrichtung zu Abrollbehälter Mulde/Bergung 28,70 143,50 

2.19 Abrollbehälter Einsatzleitung, Versorgung, FMD, Sanitär 62,00 310,00 

2.20 Teleskoplader inkl. Anbaugeräte 113,70 568,50 

2.21 Anhänger bis 750 kg Nutzlast 18,30 91,50 

2.22 Anhänger >750 kg bis 3.500 kg Nutzlast 55,10 275,50 

2.23 LKW-Anhänger >3.500 kg Nutzlast 80,40 402,00 

2.24 Tunnellüfter 79,20 396,00 

2.25 Löschunterstützungsfahrzeug (LUF) inkl. Anhänger 114,90 574,50 

2.26 Drohne bis Klasse C2 45,90 229,50 

2.27 Drohne ab Klasse C3 60,80 304,00 

Anmerkungen: 

• Die Berechnung der Besatzung der Fahrzeuge erfolgt gesondert nach Punkt 1. 

• Hinsichtlich eingesetzter Geräte bzw. Ausrüstungsgegenstände wird auf § 4 Abs. 8 verwiesen. 

• Trägerfahrzeuge mit entsprechendem Container bzw. Sattelauflieger (zB Ölfahrzeug, Gefährliche-Stoffe-Fahrzeug, 

Atemschutzfahrzeug) werden wie die Sonderfahrzeuge behandelt. 

• Hinsichtlich der Reinigung ist § 5 zu beachten. 

 

 

 
3 Löschgeräte, Schläuche und Zubehör, Leitern   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 

3.01 
Einstellspritze, Kübelspritze, Feuerpatsche, tragbare Feuerlöscher (Lösch- und 
Treibmittel nach Tarif D) 

 
9,10 

3.02 Trockenlöschgerät P 50 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 17,20 86,00 

3.03 Trockenlöschgerät TroLA 250 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 22,90 114,50 

3.04 Wasserführende Armaturen, Schläuche und Zubehör, je Stück  12,50 

3.05 Fahrbare Schiebleiter (nicht hydraulisch) 35,50 177,50 

3.06 Tragbare Schiebleiter, Steckleiter, Rettungsplattform 11,40 57,00 

 

 

 
4 Geräte mit motorischem Antrieb   

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. 

Pauschal-
gebühr 

4.01 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge 22,90 114,50 

4.02 
Hochleistungslüfter - Turboventilator; Tauchpumpe <1.000 l/min; 
Wassersauger; Motor-Kettensäge; Benzinmotor-Trennschleifer, 
Ölumfüllpumpe; Leichtschaumgerät; Hochdruckreiniger 

30,90 154,50 

 
4.03 

Tauchpumpe 1.000 l/min bis 2.000 l/min; Auspumpaggregat und 
Tragkraftspritze <1.000 l/min.; Stromerzeuger <5 kVA; Kompressor für 
Steinbohrgerät; 

 
41,20 

 
206,00 

4.04 
Tauchpumpe >2.000 l/min; Auspumpaggregat und Tragkraftspritze 1.000 bis 
5.000 l/min; Stromerzeuger 5 bis 11,5 kVA; 

55,10 275,50 

4.05 Stromerzeuger >11,5 bis 20 kVA 67,70 338,50 

4.06 Stromerzeuger >20 kVA bis 50 kVA 80,40 402,00 

4.07 Stromerzeuger >50 kVA bis 150 kVA 92,90 464,50 

4.08 Stromerzeuger >150 kVA 117,10 585,50 

4.09 
Akku- / Hydraulischer Rettungssatz (einschließlich Hydraulikschere 
und -spreizer), ohne Stromversorgung 

28,70 143,50 

4.10 Hochdrucklöschgeräte (zB UHPS) 37,80 189,00 

4.11 Auspumpaggregat >5.000 l/min 115,90 579,50 



Anmerkung: Bei Anwendung der Pauschalgebühren zu diesen Gebührenpositionen ist für Geräte mit 

Antrieb durch Verbrennungsmotoren der verbrauchte Treibstoff gemäß Gebührengruppe D gesondert 

zu verrechnen. 

 

5 Atemschutzgeräte   

Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz 

5.01 Atemmaske (Filter nach Tarif D); Maske ohne Reinigung  18,30 

5.02 
Saugschlauchgerät; Druckschlauchgerät ohne Pressluftatmer (Maske hierzu 
jeweils ohne Reinigung) 

 
34,40 

 
5.03 

Pressluftatmer, komplett (ohne Pressluft), Sauerstoffschutzgerät (ohne 
Sauerstoff und Alkalipatrone); Wiederbelebungsgerät (Ambu, Orospirator uä.); 
Sauerstoffbehandlungsgerät (ohne Sauerstoff) 

 
29,70 

 
148,50 

 Füllung je Pressluftflasche: je Stück:  

5.04 0,4 bis 0,6 l - 200 bar 3,40  

5.05 1 bis 2 l - 200 bar 4,50  

5.06 4 l - 200 bar 5,70  

5.07 7 l - 200 bar 10,30  

5.08 10 l - 200 bar 11,40  

5.09 12 l - 200 bar 12,50  

5.10 15 l - 200 bar 14,80  

5.11 6 bis 7 l - 300 bar 12,50  

5.12 50 l - 200 bar 47,00  

5.13 50 l - 300 bar 68,90  

Anmerkung: Die Berechnung der Mannschaft erfolgt nach Gebührenposition 1.01. 

 
6 Werkzeuge und sonstige Einsatzgeräte   

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. Tagessatz 

6.01 Ab- und Aufseilgerät, Motorseilwinde  32,10 

6.02 Autogen-Schweiß- und Schneidegerät (ohne Gas) 17,20 86,00 

6.03 Feldkochherd (ohne Brennstoff)  47,10 

6.04 Flaschenzug, Greifzug komplett 17,20 86,00 

6.05 Kunststoffseil je 20 m  13,80 

6.06 Hebegerät (mechanisch, Handwinde)  16,00 

6.07 Hebekissen, Arbeitsdruck über 1 bar (Pressluft nach Verbrauch) 41,30 206,50 

6.08 
Hebekissen, Arbeitsdruck unter 1 bar (Pressluft nach Verbrauch), 
Kombinations-Hebekissen NT-Serie 

54,00 270,00 

6.09 Zelt bis 10 Personen  50,50 

6.10 Zelt über 10 Personen  70,00 

6.11 Wärmebildkamera 41,20 206,00 

6.12 Beleuchtungsgerät kabelgebunden 26,40 132,00 

6.13 Beleuchtungsgerät akkubetrieben 28,70 143,50 

6.14 Feldbett  6,90 

6.15 Sandsackfüllgerät manuell 26,40 132,00 

6.16 Sandsackfüllgerät mit Motorantrieb (Gelenkwelle) 40,20 201,00 

 
 

7 Persönliche Ausrüstung – Schutzbekleidung   

Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz 

7.01 Hitzeschutzanzug 20,60 103,00 

7.02 Hitzeschutzhandschuhe oder Hitzeschutzhaube  27,50 

7.03 
Schutzbekleidung Schutzstufe 1: 
Brandschutzbekleidung, Einsatzbekleidung 

Reinigung nach 
Vorgaben 



 
7.04 

Schutzbekleidung Schutzstufe 2: 
Teilschutzbekleidung 
Leichter Kontaminationsschutz (nicht gasdicht) 
leichter Hitzeschutz (thermische Strahlung) 

41,20 
bzw. nach 

Aufwand 

206,00 
bzw. nach 

Aufwand 

 
7.05 

Schutzbekleidung Schutzstufe 3: 
Vollschutzbekleidung 
Schwerer Kontaminationsschutz (gasdicht) 
Schwerer Hitzeschutz (Flammen) 

106,80 
bzw. nach 

Aufwand 

534,00 
bzw. nach 

Aufwand 

7.06 Schnittschutzhose, Wathose  28,70 

 
8 Wasserdienst   

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. Tagessatz 

8.01 Anker, Ankerseil, Arbeitsleine  8,00 

8.02 Arbeitsboot 67,70 338,50 

8.03 Motorzille, Schlauchboot oder Kunststoffboot, jeweils mit Motor 41,20 206,00 

8.04 Feuerwehrrettungsboot 64,20 321,00 

8.05 Rettungsring, Ruder, Schubstange  8,00 

8.06 Schlauchboot oder Kunststoffboot, ohne Motor 16,00 80,00 

8.07 Rettungsweste 9,20 46,00 

8.08 Taucherausrüstung „nass“ komplett (exkl. Tauchgerät)  72,30 

8.09 Taucherausrüstung „trocken“ komplett (exkl. Tauchgerät)  119,40 

8.10 Feuerwehrzille (Holz, Kunststoff oder Alu) komplett 14,80 74,00 

8.11 Unterwasserkamera (ohne Boot) 80,40 402,00 

8.12 Unterwassersonar (ohne Boot) 64,30 321,50 

8.13 Unterwasserschneidegerät 47,00 235,00 

8.14 Eisretter 16,00 80,00 

8.15 Tauchgerät mit Rettungs- und Tarierweste 39,00 195,00 

8.16 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge für den Wasserdienst 26,40 132,00 

8.17 Hebeballon, Hebesack (offen oder geschlossen) inkl. Zubehör 54,00 270,00 

 
9 Kommunikationseinrichtungen   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 

9.01 Handfunkgerät 16,00 80,00 

9.02 Kabelgebundenes Tauchertelefon 18,40 92,00 

9.03 Drahtloses Tauchertelefon 27,50 137,50 

9.04 Megafon (ohne Batteriekosten)  18,40 
 

 
10 

 
Heuwehrgeräte 

  

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. Tagessatz 

10.01 Heumess-Sonde  14,80 

10.02 Heuwehrgerät komplett 27,50 137,50 

10.03 Heuschneider elektrisch 16,00 80,00 

 
11 Einsatzgeräte für gefährliche Stoffe   

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. Tagessatz 

11.01 Auffangbehälter 1000 l 14,80 74,00 

11.02 Auffangbehälter 2000 l 27,50 137,50 

11.03 Auffangbehälter 3000 l, faltbar mit Gerüst 37,80 189,00 

11.04 Auffangbehälter 5000 l, Kunststoff 37,80 189,00 

11.05 Auffangbehälter Edelstahl 300 l 14,80 74,00 

11.06 Edelstahlbehälter rund mit Deckel 40,20 201,00 

11.07 Eimer, Edelstahl 10 l  12,50 



11.08 Kanister 50 l  12,50 

11.09 Kunststoffwanne 50 l 7,90 39,50 

11.10 Kunststoffwanne 200 l 12,50 62,50 

11.11 Ölfass bis 200 l 7,90 39,50 

11.12 Behälter 220 l 12,50 62,50 

11.13 Falttank 3000-5000 l, im Packsack 37,80 189,00 

11.14 Falttank 3000-5000 l geschlossen, im Packsack 57,40 287,00 

11.15 Auffangrinne Edelstahl 4-teilig 10,30 51,50 

11.16 Auffangtrichter Edelstahl 40 x 40 10,30 51,50 

11.17 Kastenrinne Edelstahl 10,30 51,50 

11.18 Trichter, Edelstahl Durchmesser 250 mm  12,50 

11.19 Explosimeter, Gasspürgerät (Prüfröhrchen nach Tarif D)  53,90 

11.20 Alle übrigen Gasmessgeräte (je Gerät) 17,00 85,00 

11.21 Strahlenmessgerät 22,90 114,50 

11.22 B-Druckschlauch 20m antistatisch  25,20 

11.23 C-Druckschlauch 15m antistatisch  25,20 

11.24 PVC Saug- und Druckschlauch DN 50 (10m)  25,20 

11.25 Saug- und Druckschlauch säurefest DN 32 (10m)  47,00 

11.26 Ölsperren (je 10m)  153,90 

11.27 Dichtkissensatz 53,90 269,50 

11.28 Fasspumpe Flux, ex-geschützt, mit Zubehör 37,80 189,00 

11.29 Handmembranpumpe Edelstahl 24,00 120,00 

11.30 Handumfüllpumpe 20,60 103,00 

11.31 Säure-Tauchpumpe, ex-geschützt 60,80 304,00 

11.32 Schlauchquetschpumpe, ex-geschützte Umfüllpumpe 60,80 304,00 

11.33 Öl-Wassersauger, samt Zubehör 40,20 201,00 

11.34 Öl-Wasser-Trenngerät, Ölabsauggerät 60,80 304,00 

11.35 Ölabscheider mobil, Ölskimmer 60,80 304,00 

 

   Gebührengruppe B 

Gebühren für pauschalierte Einsatzleistungen 
 

Pos. Gegenstand EURO 

  Pauschalgebühr 

12.01 Wohnungsöffnung 
nach Aufwand 

mind. jedoch 114,90 

12.02 
Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen 
Veranstaltungen, weniger als 3 Stunden, Pauschalgebühr für TLF (oder 
gleichwertig), exkl. Mannschaft (nach Gebührenposition 1.02) 

114,90 

12.03 
Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen 
Veranstaltungen, von 3 bis zu max. 12 Stunden, Pauschalgebühr für TLF (oder 
gleichwertig), exkl. Mannschaft (nach Gebührenposition 1.02) 

266,50 

12.04 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug bis 2.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand 
mind. jedoch 78,00 

12.05 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >2.000l bis 4.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand 
mind. jedoch 105,60 

12.06 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >4.000l bis 10.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand 
mind. jedoch 137,80 

12.07 
Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >10.000l mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

nach Aufwand 
mind. jedoch 153,90 

12.08 
Aufzugs- oder Liftöffnung, bis zu max. 30 Minuten, 
darüber hinaus nach Aufwand 

nach Aufwand 
mind. jedoch 229,80 

Anmerkung zu Gebührenpositionen 12.01, 12.04 bis 12.08: vgl. auch §  2 Abs. 2 – Verrechnung nach 

Anlage I, Gebührengruppe A bei Mehraufwand (bei Gebührenposition 12.08 angenommen bei längerer 

Dauer = mehr als 30 Minuten). 

 

 

 



1/5/2026 

Gebührengruppe C Gebühr 

für Brandmeldeanlagen 

Pos. Gegenstand EURO 

   

13.01 Brandmelder-Fehl- oder Täuschungsalarm 
nach Aufwand 

mindestens jedoch 448,10 
 

Anmerkung: vgl. § 2 Abs. 3 – Verrechnung nach Anlage I, Gebührengruppe A bei Mehraufwand 

entsprechend der alarmplanmäßigen Ausrückung. 

 

Gebührengruppe D 

Gebühren für Sondereinsatzmittel und Verbrauchsgüter 
 

Pos. Gegenstand EURO 

14.01 
Kraftstoffe, Öle, Reinigungsmittel  

 

 
Die Berechnung 

erfolgt zu den 

Tagespreisen, 

bezogen auf den 

Einsatztag. 

z. B. Benzin, Gemisch, Dieselkraftstoff, Motoröl, Petroleum 

14.02 
Pölzmaterial, 

z. B. Gerüstklammer, Holz jeder Art 
 Atemschutzmaterial 
14.03 z. B. Alkalipatrone für Sauerstoffschutzgerät, Alkalipatrone für Tauchgerät, 

 Atemfilter, Prüfröhrchen, Fluchthauben 
 Sonstiges Verbrauchsmaterial 
 z. B. diverse Gase (zB Sauerstoff), Kohlensäure, Löschpulver, Netzmittel, 

14.04 
Bindemittel jeder Art, Ölsaugmaterial (Sorbtücher, -watte, -netzsperre), 
Sägespäne, Torfmull, Pressluft, Sauerstoff - med. rein, Prüfröhrchen, 

 Schaummittel, Stickstoff, Trennscheiben, Treibladung für Leinenschießgerät, 
 Batterien usw. 

 
Gebührengruppe E 

Gebühren für Leistungen und Beistellungen Dritter 
 

Pos. Gegenstand EURO 

15.01 Personal 
nach konkretem Aufwand unter 

Berücksichtigung der 
Grundsätze der Notwendigkeit 

und Zweckmäßigkeit; 
die Berechnung erfolgt zu den 
Tagespreisen, bezogen auf 

den Einsatztag. 

15.02 Fahrzeuge / Anhänger 

15.03 Werkzeuge / Ausrüstungsgegenstände 

 
GR Josef Schachl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Feuerwehrgebühren-Ordnung samt 

Gebührensätzen (Anlage I, Gebührengruppen A bis E) beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

5) Änderung der Feuerwehr – Tarifordnung; Beschlussfassung 

Aufgrund von Kostensteigerungen (Überschreiten des VPI-Wertes um 6,4 %) wurde die Höhe der Tarife in 

der Anlage zur Tarifordnung entsprechend überarbeitet. 

Die Tarifordnung enthält Richtsätze für die Verrechnung privatrechtlicher Leistungen (im Gegensatz zur 

in TOP 4 der heutigen Sitzung beschlossenen Gebührenordnung, welche hoheitliche Leistungen der 

Feuerwehren zum Inhalt hat). Die örtlichen FF sind hinsichtlich dieser Leistungen berechtigt, Rechnungen 

zu legen. Damit diese Richtsätze für die jeweilige Feuerwehr anwendbar sind, ist ein Beschluss des 

Gemeinderates erforderlich. Die Tarifordnung samt Richtsätzen wird dem Gemeinderat vollinhaltlich zur 

Kenntnis gebracht. 



 

 

 

6.3.006 

 

Richtlinie 

 

Feuerwehr-Tarifordnung 
2026 

Richtsätze für die Verrechnung häufiger anfallender Leistungen 

gem. § 2 Abs. 4 Oö. FWG 2015 

 

 

Beschlussfassung in der LFL 
v. 18.11.2025 

 

Inkrafttreten per 
… 
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Auf Grund des § 6 Abs. 5 letzter Satz des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015 werden für häufiger 

anfallende Leistungen (s.g. nicht-hoheitliche Leistungen) Richtsätze gem. Beschluss der Oö. 

Landes-Feuerwehrleitung vom 18.11.2025 in Form der vorliegenden Feuerwehr-Tarifordnung 

2026 festgelegt. 

 

1. Allgemeine Bestimmungen 

 

(1) Diese Tarifordnung beinhaltet die Richtsätze (Tarife) für die Leistungen der 

oberösterreichischen Freiwilligen Feuerwehren (im Folgenden kurz: Feuerwehr) gemäß § 2 Abs. 

4 des Oö. Feuerwehrgesetzes 2015, LGBl. Nr. 104/2014. 

(2) In Anlage I, Tarif A bis C sind Tarife für Leistungen bzw. für die Beistellung von Personal, 

Geräten und Ausrüstungsgegenständen festgelegt. 

(3) In Anlage I, Tarif D sind die Tarife für Verbrauchsmaterialien (wie Bindemittel, Kraftstoffe, 

Löschmittel, Pölzmaterial, Reinigungsmittel etc.) festgelegt, die getrennt vorzuschreiben sind. 

(4) Die Feuerwehr kann sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben auch Dritter (in Form von 

Leistungen und Beistellungen) bedienen. In Anlage I, Tarif E sind die Tarife für diese Leistungen 

bzw. Beistellungen (wie Personal, Fahrzeuge, Anhänger, Werkzeuge, etc.) festgelegt, die nach den 

Grundsätzen der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit und nach konkretem Aufwand 

vorzuschreiben sind. 

 



 

 

2. Berechnungsgrundsätze 

 

(1) Bei der Beistellung von Geräten und Ausrüstungsgegenständen ohne Bedienungspersonal der 

Feuerwehr ist für die Berechnung jener Zeitraum maßgebend, in welchem der Benützer - ohne 

Rücksicht auf die tatsächliche Benützungsdauer - die beigestellten Gegenstände innehat. Die 

Berechnung erfolgt nach den in Anlage I, Tarif A enthaltenen Tarifsätzen. Die Beistellung von 

fahrbaren Schiebleitern, Pressluftatmern, Sauerstoffschutzgeräten sowie von Geräten, die mit 

Verbrennungsmotoren oder E-Motoren (ausgenommen.  

(2) angetrieben werden - darunter fallen auch motorbetriebene Wasserfahrzeuge - darf nur mit 

Bedienungsmannschaft erfolgen. 

(3) Der Tarif für eine Beistellung von Geräten/Ausrüstungsgegenständen ist mit dem halben 

Neuwert des beigestellten Gegenstandes nach oben begrenzt, wenn dieser in unbeschädigtem 

Zustand zurückgestellt wird. 

(4) Bei entgeltpflichtigen Einsatzleistungen oder sonstigen Arbeitsleistungen bzw. 

Beistellungen mit Bedienungspersonal der Feuerwehr sind die Wegzeiten vom Standort der 

Feuerwehr zum Beistellungsort und zurück in die für die Berechnung maßgebende Zeit 

einzubeziehen; ebenso Wartezeiten und sonstige Unterbrechungen oder Behinderungen, die 

durch Verschulden des Entgeltpflichtigen bzw. ihm zurechenbaren Personen entstehen. 

(5) Bei Verrechnung nach Stundensatz ist der Tarif für die erste Stunde jeweils zur Gänze zu 

entrichten. Bei jeder weiteren angefangenen Stunde ist bei einer Dauer bis zu 30 Minuten der 

Tarif für den halben Stundensatz, darüber hinaus für den vollen Stundensatz zu entrichten. Sieht 

Anlage I, Tarif A neben den Stundensätzen auch eine Verrechnung nach Tagessätzen vor, so sind 

Einsatzleistungen bzw. Beistellungen bis zu vier Stunden nach den Stundensätzen, ab der 

angefangenen fünften Stunde jedoch nach dem Pauschaltarif (siehe Abs. 5) zu entrichten. 

(6) Die Pauschaltarife der Tarifposition der Anlage I, Tarif A, Punkt 2 u. 4 gelten für einmalige 

zusammenhängende Leistungen innerhalb eines Zeitraumes von 12 Stunden; für die übrigen 

Pauschalgebühren gilt ein Zeitraum von 24 Stunden. Bei Einsatzleistungen über den jeweiligen 

Tagessatz hinaus, erfolgt die Berechnung wie ab Beginn der Inanspruchnahme. Löst ein 

Feuerwehrfahrzeug ein anderes der gleichen Tarifposition ab, erfolgt die Verrechnung so, als ob 

das Fahrzeug durchgehend in Betrieb gewesen wäre. 



 

 

(7) Werden Geräte und Ausrüstungsgegenstände von einem zu verrechnenden Einsatzfahrzeug 

entnommen, hat keine weitere Verrechnung zu erfolgen, maßgebend ist der den einschlägigen 

Baurichtlinien entsprechende Beladeplan, der zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser 

Tarifordnung gültig ist. Ausgenommen davon sind Geräte nach Anlage I, Tarif A, Pos. 2.15 und 

Verbrauchsmaterial Tarif D. Vom Feuerwehrfahrzeug zusätzlich mitgeführte Geräte und 

Ausrüstungsgegenstände sind jedoch nach Anlage I, Tarif A, zu verrechnen. 

(8) Werden Einsatzfahrzeuge und Anhänger lediglich bereitgestellt, d.h. diese kommen nicht 

zum Einsatz, sind 60 Prozent der vorgesehenen Tarife aus Anlage I, Tarif A, Punkt 2, zu entrichten 

(Bereitstellungsklausel). 

(9) Für den Zu- und Abtransport von beigestellten Geräten bzw. Ausrüstungsgegenständen ist der 

Tarif gemäß Anlage I, Tarif A, Punkt 2 zu entrichten, sofern nicht Abs. 6 anzuwenden ist. 

(10) Für Bedienungsmannschaften ist der Tarif gemäß Anlage I, Tarif A, Punkt 1 zu entrichten. 
 

(11) Die Tarife sind nur für jene Fahrzeuge, Geräte und Mannschaften zu entrichten, die für den 

Einsatz tatsächlich erforderlich waren. 

 

3. Reinigung und Wiederinstandsetzung 

 

(1) Für die Reinigung und Wiederinstandsetzung von Geräten und Ausrüstungsgegenständen 

einschließlich Schutzbekleidung nach besonderen Einsätzen, die über das normale Maß 

hinausgeht (zB bei Einsätzen mit gefährlichen Stoffen oder bei technischen Hilfeleistungen mit 

besonderer Schmutzbelastung), ist für den Personalaufwand der Tarif gemäß Anlage I, Tarif A, 

Punkt 1, Pos. 1.01 sowie für aufgewendete Reinigungsmittel nach Tarif D zu entrichten. 

(2) Erweist sich eine Reinigung oder Wiederinstandsetzung als technisch unmöglich oder 

wirtschaftlich unrentabel, ist der Wiederbeschaffungswert zu entrichten. 

 

4. Sonstige Gebühren 

 

(1) Für eine in Anspruch genommene Leistung, die in Anlage I nicht explizit angeführt ist, ist ein 

Tarif unter Heranziehung einer vergleichbaren Leistung (insbesondere gleichwertiges Fahrzeug,  

ähnlicher Ausrüstungsgegenstand) zu entrichten. 

 



 

 

 
 

5. Rechnungslegung und Fälligkeit 

 

(1) Die Rechnungslegung erfolgt unmittelbar nach Abschluss der Leistungserbringung. 

Zahlungen sind innerhalb von 14 Tagen ab Rechnungslegung spesenfrei und ohne Abzug auf das 

in der Rechnung angeführte Konto zu leisten. Die Zurückhaltung von Zahlungen sind - egal aus 

welchen Gründen - unzulässig. Bei Überschreitung des Zahlungszieles gelten Verzugszinsen in 

der Höhe von 3 % p.a. über dem jeweiligen Basiszinssatz als vereinbart. Im Falle der Säumnis ist 

der Leistungsempfänger verpflichtet, neben den Verzugszinsen auch die Interventionskosten 

(Manipulations-, Anwalts- und Inkassokosten) zu ersetzen. 

(2) Gerichtsstand ist der Einsatzort der erbrachten Leistung. Es gilt mit der Auftragserteilung die 

inländische Gerichtsbarkeit als vereinbart und es ist österreichisches Recht anzuwenden. 

 

6. Umsatzsteuer 

 

(1) Die nach dieser Tarifordnung ermittelten Kostensätze unterliegen gem. § 2 Abs. 3 UStG nicht 

der Umsatzsteuerpflicht. 

 

7. Inkrafttreten 

 

(1) Diese Richtlinie tritt mit 01.04.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Feuerwehr-Tarifordnung 

2024 außer Kraft. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 



 

 

Anlage I 
 

 

Tarif A 

Tarif für die Beistellung von Mannschaften, Fahrzeugen, Geräten, Ausrüstungsgegenständen und 

Fernmeldeeinrichtungen: 

 
1 Mannschaft   

Pos. Gegenstand EURO 

1.01 Personalaufwand 
pro Person und Stunde 34,40 

1.02 Bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen Veranstaltungen 
pro Person und Stunde 34,40 

1.03 Kommissionsdienst von Mitgliedern der Feuerwehr (z. B. für 
feuerpolizeiliche Überprüfungen, vidieren von Brandschutzplänen usw.) 
pro Person und angefangener Viertelstunde 

lt. Rauchfangkehrer-
Höchsttarifverordnung; 

aktuell 18,30 

1.04 Sachverständigentätigkeit 

durch Kommandanten bzw. bestellten Vertreter, Beauftragte oder Organe 
des LFV (z. B. für Bauverhandlungen, Bauplatzerklärungen und dgl.) 
pro Person und Stunde 

 
112,50 

 

 
2 

 

 
Fahrzeuge und Anhänger 

  

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. 

Pauschaltarif 

5-12 Std. 

2.01 Fahrzeuge bis 3,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 67,70 338,50 

2.02 Fahrzeuge >3,5 bis 5,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 96,50 482,50 

2.03 Fahrzeuge >5,5 bis 7,5 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 113,70 568,50 

2.04 Fahrzeuge >7,5 bis 16 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 129,80 649,00 

2.05 Fahrzeuge >16 bis 18 t Gesamtgewicht (ausgenommen Sonderfahrzeuge) 145,80 729,00 

 Sonderfahrzeuge:   

2.06 Wechselladefahrzeug ohne Kran 145,80 729,00 

2.07 Drehleiter DL(K) 18, DL(K) 25 170,00 850,00 

2.08 Drehleiter DL(K) 30, Teleskopmastbühne, Gelenkbühne 255,00 1.275,00 

2.09 Gefährliche-Stoffe-Fahrzeug (GSF), Abrollbehälter Gefährliche Stoffe mit 
Wechselladefahrzeug, Abrollbehälter Dekontamination mit 
Wechselladerfahrzeug, Dekontaminationsanhänger mit LKW 

288,30 1.441,50 

2.10 Öleinsatzfahrzeug, Abrollbehälter Öl mit Wechselladerfahrzeug, 
Rollcontainer OEF mit Transportfahrzeug 

264,20 1.321,00 

2.11 Atemschutzfahrzeug, Atemluftfahrzeug, Tauchfahrzeug 243,50 1.217,50 

2.12 Universallöschfahrzeug, Großtanklöschfahrzeug 210,20 1.051,00 

2.13 Rüstfahrzeug (ohne Kran), LKW mit Kran bis 100 kN Hubkraft 158,50 792,50 

2.14 (Schweres) Rüstfahrzeug mit Kran (SRF-K), 
LKW oder WLF mit Kran >100 kN bis 300 kN Hubkraft 

193,00 965,00 

2.15 Kranfahrzeug (KF), LKW oder WLF mit Kran >300 kN Hubkraft 321,70 1.608,50 

2.16 Abrollbehälter mit Ladelift 47,10 235,50 

2.17 Abrollbehälter Mulde/Bergung 31,00 155,00 

2.18 Überwachungseinrichtung zu Abrollbehälter Mulde/Bergung 28,70 143,50 

2.19 Abrollbehälter Einsatzleitung, Versorgung, FMD, Sanitär 62,00 310,00 

2.20 Teleskoplader inkl. Anbaugeräte 113,70 568,50 

2.21 Anhänger bis 750 kg Nutzlast 18,30 91,50 

2.22 Anhänger >750 kg bis 3.500 kg Nutzlast 55,10 275,50 

2.23 LKW-Anhänger >3.500 kg Nutzlast 80,40 402,00 

2.24 Tunnellüfter 79,20 396,00 

2.25 Löschunterstützungsfahrzeug (LUF) inkl. Anhänger 114,90 574,50 

2.26 Drohne bis Klasse C2 45,90 229,50 

2.27 Drohne ab Klasse C3 60,80 304,00 



  

 

 

 
3 Löschgeräte, Schläuche und Zubehör, Leitern 

 
  

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. 

Tagessatz 
(5-24 Std.) 

3.01 Einstellspritze, Kübelspritze, Feuerpatsche, tragbare Feuerlöscher (Lösch-
und Treibmittel nach Tarif D) 

 
9,10 

3.02 Trockenlöschgerät P 50 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 
17,20 86,00 

3.03 Trockenlöschgerät TroLA 250 (Lösch- und Treibmittel nach Tarif D) 
22,90 114,50 

3.04 Wasserführende Armaturen, Schläuche und Zubehör, je Stück  
12,50 

3.05 Fahrbare Schiebleiter (nicht hydraulisch) 35,50 177,50 

3.06 Tragbare Schiebleiter, Steckleiter, Rettungsplattform 11,40 57,00 

 

 
4 Geräte mit motorischem Antrieb 

 
  

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. 

Pauschaltarif 
5-12 Std. 

4.01 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge 22,90 114,50 

4.02 Hochleistungslüfter - Turboventilator; Tauchpumpe <1.000 l/min; 
Wassersauger; Motor-Kettensäge; Benzinmotor-Trennschleifer, 
Ölumfüllpumpe; Leichtschaumgerät; Hochdruckreiniger 

30,90 154,50 

4.03 Tauchpumpe 1.000 l/min bis 2.000 l/min; Auspumpaggregat und 
Tragkraftspritze <1.000 l/min.; Stromerzeuger <5 kVA; Kompressor für 
Steinbohrgerät; 

41,20 206,00 

4.04 Tauchpumpe >2.000 l/min; Auspumpaggregat und Tragkraftspritze 1.000 
bis 5.000 l/min; Stromerzeuger 5 bis 11,5 kVA; 55,10 275,50 

4.05 Stromerzeuger >11,5 bis 20 kVA 67,70 338,50 

4.06 Stromerzeuger >20 kVA bis 50 kVA 
80,40 402,00 

4.07 Stromerzeuger >50 kVA bis 150 kVA 92,90 464,50 

4.08 Stromerzeuger >150 kVA 117,10 585,50 

4.09 Akku- / Hydraulischer Rettungssatz (einschließlich Hydraulikschere und - 
spreizer), ohne Stromversorgung 

28,70 143,50 

4.10 Hochdrucklöschgeräte (zB UHPS) 37,80 189,00 

4.11 Auspumpaggregat >5.000 l/min 115,90 579,50 

 

Anmerkung: 

Eine Bereitstellung von Geräten, die mit Verbrennungsmotoren oder E-Motoren (ausgenommen Tauchpumpen) 

angetrieben werden, ohne Bedienungsmannschaft ist verboten (vgl. § 2 Abs. 1). 

Bei Anwendung der Tagessätze zu diesen Tarifpositionen ist für Geräte mit Antrieb durch 

Verbrennungsmotoren der verbrauchte Treibstoff gemäß Tarif D gesondert zu verrechnen



  

 

 

 

 

5 Atemschutzgeräte   

Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz 
(5-24 Std.) 

5.01 Atemmaske (Filter nach Tarif D); Maske ohne Reinigung  18,30 

5.02 Saugschlauchgerät; Druckschlauchgerät ohne Pressluftatmer (Maske hierzu 
jeweils ohne Reinigung) 

 
34,40 

5.03 Pressluftatmer, komplett (ohne Pressluft), Sauerstoffschutzgerät (ohne 
Sauerstoff und Alkalipatrone); Wiederbelebungsgerät (Ambu, Orospirator 
uä.); Sauerstoffbehandlungsgerät (ohne Sauerstoff) 

 
29,70 

 
148,50 

 Füllung je Pressluftflasche: je Stück:  

5.04 0,4 bis 0,6 l - 200 bar 3,40  

5.05 1 bis 2 l - 200 bar 4,50  

5.06 4 l - 200 bar 5,70  

5.07 7 l - 200 bar 10,30  

5.08 10 l - 200 bar 11,40  

5.09 12 l - 200 bar 12,50  

5.10 15 l - 200 bar 14,80  

5.11 6 bis 7 l - 300 bar 12,50  

5.12 50 l - 200 bar 47,00  

5.13 50 l - 300 bar 68,90  

 

Anmerkungen: Eine Bereitstellung von Pressluftatmern und Sauerstoffschutzgeräten ohne Bedienungs-mannschaft ist 
verboten (vgl. § 2 Abs. 1). 

 

6 Werkzeuge u. sonstige Einsatzgeräte   

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. 

Tagessatz 
(5-24 Std.) 

6.01 Ab- und Aufseilgerät, Motorseilwinde  32,10 

6.02 Autogen-Schweiß- und Schneidegerät (ohne Gas) 17,20 86,00 

6.03 Feldkochherd (ohne Brennstoff)  47,10 

6.04 Flaschenzug, Greifzug komplett 17,20 86,00 

6.05 Kunststoffseil je 20 m  13,80 

6.06 Hebegerät (mechanisch, Handwinde)  16,00 

6.07 Hebekissen, Arbeitsdruck über 1 bar (Pressluft nach Verbrauch) 41,30 206,50 

6.08 Hebekissen, Arbeitsdruck unter 1 bar (Pressluft nach Verbrauch), 
Kombinations-Hebekissen NT-Serie 

54,00 270,00 

6.09 Zelt bis 10 Personen  50,50 

6.10 Zelt über 10 Personen  70,00 

6.11 Wärmebildkamera 41,20 206,00 

6.12 Beleuchtungsgerät kabelgebunden 26,40 132,00 

6.13 Beleuchtungsgerät akkubetrieben 28,70 143,50 

6.14 Feldbett  6,90 

6.15 Sandsackfüllgerät manuell 26,40 132,00 

6.16 Sandsackfüllgerät mit Motorantrieb (Gelenkwelle) 40,20 201,00 



  

 

 

 

 

7 Persönliche Ausrüstung – Schutzbekleidung   

Pos. Gegenstand EURO 

je Std. Tagessatz 
(5-24 Std.) 

7.01 Hitzeschutzanzug 20,60 103,00 

7.02 Hitzeschutzhandschuhe oder Hitzeschutzhaube  27,50 

7.03 Schutzbekleidung Schutzstufe 1: 
Brandschutzbekleidung, Einsatzbekleidung 

Reinigung nach 
Vorgaben 

7.04 Schutzbekleidung Schutzstufe 2: 
Teilschutzbekleidung 
Leichter Kontaminationsschutz (nicht gasdicht) 
leichter Hitzeschutz (thermische Strahlung) 

41,20 
bzw. nach 

Aufwand 

206,00 
bzw. nach 

Aufwand 

7.05 Schutzbekleidung Schutzstufe 3: 
Vollschutzbekleidung 
Schwerer Kontaminationsschutz (gasdicht) 
Schwerer Hitzeschutz (Flammen) 

106,80 
bzw. nach 

Aufwand 

534,00 
bzw. nach 

Aufwand 

7.06 Schnittschutzhose, Wathose  28,70 

 

8 Wasserdienst   

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. 

Tagessatz 
(5-24 Std.) 

8.01 Anker, Ankerseil, Arbeitsleine  8,00 

8.02 Arbeitsboot 67,70 338,50 

8.03 Motorzille, Schlauchboot oder Kunststoffboot, jeweils mit Motor 41,20 206,00 

8.04 Feuerwehrrettungsboot 64,20 321,00 

8.05 Rettungsring, Ruder, Schubstange  8,00 

8.06 Schlauchboot oder Kunststoffboot, ohne Motor 16,00 80,00 

8.07 Rettungsweste 9,20 46,00 

8.08 Taucherausrüstung „nass“ komplett (exkl. Tauchgerät)  72,30 

8.09 Taucherausrüstung „trocken“ komplett (exkl. Tauchgerät)  119,40 

8.10 Feuerwehrzille (Holz, Kunststoff oder Alu) komplett 14,80 74,00 

8.11 Unterwasserkamera (ohne Boot) 80,40 402,00 

8.12 Unterwassersonar (ohne Boot) 64,30 321,50 

8.13 Unterwasserschneidegerät 47,00 235,00 

8.14 Eisretter 16,00 80,00 

8.15 Tauchgerät mit Rettungs- und Tarierweste 39,00 195,00 

8.16 Handgeführte Elektro- bzw. Akkuwerkzeuge für den Wasserdienst 26,40 132,00 

8.17 Hebeballon, Hebesack (offen oder geschlossen) inkl. Zubehör 54,00 270,00 

 

9 Kommunikationseinrichtungen   

Pos. Gegenstand EURO 

  
je Std. 

Tagessatz 
(5-24 Std.) 

9.01 Handfunkgerät 16,00 80,00 

9.02 Kabelgebundenes Tauchertelefon 18,40 92,00 

9.03 Drahtloses Tauchertelefon 27,50 137,50 

9.04 Megafon (ohne Batteriekosten)  18,40 



  

 

 

 
10 Heuwehrgeräte   

Pos. 
Gegenstand 

EURO 

  
je Std. 

Tagessatz 
(5-24 Std.) 

10.01 Heumess-Sonde  14,80 

10.02 Heuwehrgerät komplett 27,50 137,50 

10.03 Heuschneider elektrisch 16,00 80,00 

 

 
11 Einsatzgeräte für gefährliche Stoffe   

Pos. Gegenstand EURO 

  je Std. Tagessatz 
(5-24 Std.) 

11.01 Auffangbehälter 1000 l 14,80 74,00 

11.02 Auffangbehälter 2000 l 27,50 137,50 

11.03 Auffangbehälter 3000 l, faltbar mit Gerüst 37,80 189,00 

11.04 Auffangbehälter 5000 l, Kunststoff 37,80 189,00 

11.05 Auffangbehälter Edelstahl 300 l 14,80 74,00 

11.06 Edelstahlbehälter rund mit Deckel 40,20 201,00 

11.07 Eimer, Edelstahl 10 l  12,50 

11.08 Kanister 50 l  12,50 

11.09 Kunststoffwanne 50 l 7,90 39,50 

11.10 Kunststoffwanne 200 l 12,50 62,50 

11.11 Ölfass bis 200 l 7,90 39,50 

11.12 Behälter 220 l 12,50 62,50 

11.13 Falttank 3000-5000 l, im Packsack 37,80 189,00 

11.14 Falttank 3000-5000 l geschlossen, im Packsack 57,40 287,00 

11.15 Auffangrinne Edelstahl 4-teilig 10,30 51,50 

11.16 Auffangtrichter Edelstahl 40 x 40 10,30 51,50 

11.17 Kastenrinne Edelstahl 10,30 51,50 

11.18 Trichter, Edelstahl Durchmesser 250 mm  12,50 

11.19 Explosimeter, Gasspürgerät (Prüfröhrchen nach Tarif D)  53,90 

11.20 Alle übrigen Gasmessgeräte (je Gerät) 17,00 85,00 

11.21 Strahlenmessgerät 22,90 114,50 

11.22 B-Druckschlauch 20m antistatisch  25,20 

11.23 C-Druckschlauch 15m antistatisch  25,20 

11.24 PVC Saug- und Druckschlauch DN 50 (10m)  25,20 

11.25 Saug- und Druckschlauch säurefest DN 32 (10m)  47,00 

11.26 Ölsperren (je 10m)  153,90 

11.27 Dichtkissensatz 53,90 269,50 

11.28 Fasspumpe Flux, ex-geschützt, mit Zubehör 37,80 189,00 

11.29 Handmembranpumpe Edelstahl 24,00 120,00 

11.30 Handumfüllpumpe 20,60 103,00 

11.31 Säure-Tauchpumpe, ex-geschützt 60,80 304,00 

11.32 Schlauchquetschpumpe, ex-geschützte Umfüllpumpe 60,80 304,00 

11.33 Öl-Wassersauger, samt Zubehör 40,20 201,00 

11.34 Öl-Wasser-Trenngerät, Ölabsauggerät 60,80 304,00 

11.35 Ölabscheider mobil, Ölskimmer 60,80 304,00 



  

 

 

 

 

Tarif B 

Tarif für pauschalierte Einsatzleistungen 
 

Pos. Gegenstand EURO Pauschaltarif 

12.01 Wohnungsöffnung Nach Aufwand 
mind. 114,90 

12.02 Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen 
Veranstaltungen, weniger als 3 Stunden, Pauschalgebühr für TLF (oder 
gleichw.), exkl. Mannschaft (nach Pos. 1.02) 

114,90 

12.03 Brandsicherheitswachdienst bei Messe-, Zirkus-, Theater- und sonstigen 
Veranstaltungen, von 3 bis zu max. 12 Stunden, Pauschalgebühr für TLF 
(oder gleichw.), exkl. Mannschaft (nach Pos. 1.02) 

266,5 

12.04 Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug bis 2.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

78,00 
bzw. nach Aufwand 

12.05 Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >2.000l bis 4.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

105,60 
bzw. nach Aufwand 

12.06 Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >4.000l bis 10.000l, mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

137,80 
bzw. nach Aufwand 

12.07 Nutzwassertransport nur Tanklöschfahrzeug >10.000l mit Fahrer, 
Pauschale je Fahrt 

153,90 
bzw. nach Aufwand 

12.08 Aufzugs- oder Liftöffnung, bis zu max. 30 Minuten, 
darüber hinaus nach Aufwand 

229,80 
bzw. nach Aufwand 

 

Tarif C 

Tarif für Brandmeldeanlagen 
 

Pos. Gegenstand EURO 

13.01 Anschluss Brandmeldeanlage: Vollanschluss 
(mittels Übertragungssystem ÖNORM EN 54-21, Typ 1) 

je Monat 75,60 

13.02 Anschluss Brandmeldeanlage: Bei Weiterleitung des Alarms mittels 
digitalem oder analogem Telefon-Wählgerät, je Telefon-Wählgerät 
(mittels Übertragungssystem ÖNORM EN 54-21, Typ 2) 

je Monat 37,80 

13.03 Dauerhafte Aktivierung- oder Deaktivierung eines Anschlusses einer 
Brandmeldeanlage, je Fall 

63,20 

13.04 Brandmelder-Fehl- und Täuschungsalarm Berechnung erfolgt nach 
Aufwand, 

mind. jedoch 448,10 

 

Tarif D 

Tarif für Verbrauchsmaterialien (Aufzählung demonstrativ) 
 

Pos. Gegenstand EURO 

14.01 Kraftstoffe, Öle, Reinigungsmittel 
(z. B. Benzin, Gemisch, Dieselkraftstoff, Motoröl, Petroleum) 

 
 
 

 
Die Berechnung erfolgt 
zu den Tagespreisen, 

bezogen auf den 
Einsatztag. 

14.02 Pölzmaterial 
(z. B. Gerüstklammer, Holz jeder Art) 

14.03 Atemschutzmaterial 
(z. B. Alkalipatrone für Sauerstoffschutzgerät, Alkalipatrone für 
Tauchgerät, Atemfilter, Prüfröhrchen, Fluchthauben) 

14.04 Sonstiges Verbrauchsmaterial 

(z. B. diverse Gase (zB Sauerstoff), Kohlensäure, Löschpulver, Netzmittel, 
Bindemittel jeder Art, Ölsaugmaterial (Sorbtücher, -watte, -netzsperre), 
Sägespäne, Torfmull, Pressluft, Sauerstoff - med. rein, Prüfröhrchen, 
Schaummittel, Stickstoff, Trennscheiben, Treibladung für Leinenschießgerät, 
Batterien usw.) 



  

 

 

1/6/2026 

 

Tarif E 

Leistungen und Beistellungen Dritter 
 

Pos. Gegenstand EURO 

15.01 Personal Die Berechnung erfolgt zu den 
Tagespreisen, bezogen auf den 

Einsatztag sowie nach konkretem 
Aufwand und unter 

Berücksichtigung der Grundsätze 
der Notwendigkeit und 

Zweckmäßigkeit. 

15.02 Fahrzeuge / Anhänger 

15.03 Werkzeuge / Ausrüstungsgegenstände 

 

GR Josef Schachl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die vorliegende Feuerwehr-

Tarifordnung mit Wirksamkeit ab 01.04.2026 beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

6) Verordnung des GR mit der die Zuständigkeiten des Gemeinderates betreffend das IFG 

auf den Bürgermeister übertragen werden (§ 43 Abs. 4 Z 4 Oö GemO 1990); 

Beschlussfassung 

Gemäß § 3 IFG ist jenes Organ zur Veröffentlichung von Informationen zuständig, das die 

Information erstellt oder in Auftrag gegeben hat (Ursprungsprinzip). Zuständig zur Gewährung des 

Zugangs zu Informationen ist jenes Organ, zu dessen Wirkungs- und Geschäftsbereich die 

Information gehört.  

Demnach ist der Gemeinderat zur Veröffentlichung bzw. Informationszugangsgewährung 

hinsichtlich jener Informationen zuständig, die von ihm erstellt wurden oder die zu seinem 

Wirkungs- und Geschäftsbereich gehören. Da es sich beim Gemeinderat um ein Kollegialorgan 

handelt, müsste diesbezüglich in jedem einzelnen Fall ein Beschluss gefasst werden.  

Da die Fristen für die Informationszugangsgewährung nach dem IFG sehr kurz sind, wird es dem 

Gemeinderat ermöglicht, vorab seine Zuständigkeit zur Informationszugangsgewährung (samt 

Veröffentlichungen) auf den Bürgermeister, und zwar in Form einer Verordnung, zu übertragen.  

Nachdem die Gemeinderatssitzungen nach § 45 Abs. 1 Oö. GemO 1990 grundsätzlich nur 

quartalsweise stattfinden, die IFG-Fristen aber sehr kurz sind, ist die Übertragungsverordnung 

(nachstehend) für einen einheitlichen Vollzug erforderlich. 
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VERORDNUNGSBLATT 

DER GEMEINDE SANKT LORENZ 

Jahrgang 2026 Ausgegeben am x.x.2026 www.ris.bka.gv.at 

Nr. 1: Übertragungsverordnung gemäß § 43 Abs. 4 Z 4 Oö. GemO 1990 

 

Verordnung 

des Gemeinderats der Gemeinde Sankt Lorenz, mit der die Zuständigkeiten des 
Gemeinderats betreffend das Informationsfreiheitsgesetz auf den Bürgermeister übertragen 

werden 

 

Auf Grund des § 43 Abs. 4 Z 4 der Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990), LGBl. Nr. 
91/1990, in der Fassung des Landesgesetzes LGBl. Nr. 64/2025, wird verordnet: 

 

§ 1 

Übertragung 

Die Zuständigkeit des Gemeinderats zur Veröffentlichung von Informationen von allgemeinem Interesse 
und für den Zugang zu Informationen im Sinn des Informationsfreiheitsgesetzes, BGBl. I Nr. 5/2024, 
wird zur Gänze auf den Bürgermeister übertragen. 

 

§ 2 

Inkrafttreten 
 
Diese Verordnung tritt mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung im Verordnungsblatt der Gemeinde 
Sankt Lorenz in Kraft. 

 
 

Der Bürgermeister: 

Andreas Hammerl 
 
 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- ------------ 

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die Übertragungsverordnung, 

mit der die Zuständigkeiten des Gemeinderats betreffend das Informationsfreiheitsgesetz auf den 

Bürgermeister übertragen werden, in der dem Gemeinderat vollinhaltlich vorliegenden Form 

beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

7) Prüfungsbericht der BH VB zur Gemeindegebarung 

Die Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck hat in der Zeit vom 20. Mai bis 10. Juli 2025 gemäß 

§ 105 OÖ. Gemeindeordnung 1990 (OÖ. GemO 1990) in Verbindung mit § 1 OÖ. 

Gemeindeprüfungsordnung 2019 durch zwei Prüfungsorgane eine Einschau in die Gebarung der 

Gemeinde Sankt Lorenz vorgenommen. Zur Prüfung wurden die Jahre 2022 bis 2025 

herangezogen; Prüfungsgegenstand waren die den Voranschlägen und Rechnungsabschlüssen 

zugrunde liegenden Gebarungsvorgänge sowie die Eröffnungsbilanz. 

http://www.ris.bka.gv.at/


  

 

 

 

 

Der Bericht analysiert die Gebarungsabwicklung der Gemeinde Sankt Lorenz und beinhaltet 

Feststellungen im Hinblick auf Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der 

Verwaltung, der öffentlichen und sozialen Einrichtungen und unterbreitet Vorschläge zur 

Verbesserung des Haushaltsergebnisses. Zur Prüfung benötigte Unterlagen sowie erforderliche 

Auskünfte konnten umgehend und vollständig vorgelegt bzw. gegeben werden. 

In der am 13. November 2025 mit dem Bürgermeister, dem Amtsleiter, der Kassenleiterin und den 

Fraktionsobleuten durchgeführten Schlusspräsentation wurde der gegenständliche 

Prüfungsbericht mit den darin getroffenen Prüfungsfeststellungen dem teilnehmenden 

Personenkreis zur Kenntnis gebracht. 

Das Ergebnis bzw. der Inhalt des Prüfberichtes wird nachfolgend in einem Executive Summary 

dargestellt: 

 

1. Gesamtbewertung und strategische Kernaussagen 

Die durchgeführte Gebarungsprüfung bestätigt, dass sich die Gemeinde St. Lorenz insgesamt in 

einer strukturell stabilen Vermögenslage befindet, jedoch mittelfristig mit zunehmenden 

finanziellen Herausforderungen konfrontiert ist. Während einzelne Jahre positive operative 

Ergebnisse und ausreichende Eigenfinanzierungskraft aufweisen, zeigen zentrale Kennzahlen 

eine negative Entwicklungsperspektive bis 2029. Besonders kritisch sind strukturelle Defizite im 

Ergebnishaushalt, steigende laufende Ausgaben sowie teilweise ineffiziente Gebührenmodelle.  

Die Gemeinde verfügt über eine sehr hohe Nettovermögensquote von 91,5 %, was auf eine starke 

Eigenkapitalbasis hinweist und die finanzielle Stabilität unterstreicht. Gleichzeitig zeigt die 

Prognose des mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplans durchgehend negative Ergebnisse, was 

den Handlungsspielraum künftig erheblich einschränken wird. 

Die Prüfung identifiziert insbesondere in den Bereichen Gebührenpolitik, Schuldenmanagement 

sowie öffentlichen Einrichtungen konkrete Maßnahmen zur nachhaltigen Verbesserung der 

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 

 

2. Finanzielle Situation und Haushaltsentwicklung 

2.1 Entwicklung der laufenden Geschäftstätigkeit 

Die wirtschaftliche Entwicklung im Prüfungszeitraum ist durch deutliche Schwankungen 

gekennzeichnet: 

• 2022: Positives Ergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit von 456.255 € 

• 2023: Deutlich negatives Ergebnis von –430.989 € 

• 2024: Wieder positives Ergebnis von 109.237 € 

• 2025 (Prognose): Negativ mit –267.800 € 

Die negative Entwicklung im Jahr 2023 ist insbesondere auf eine außerordentliche Sondertilgung 

von Darlehen zurückzuführen. Dennoch zeigt sich strukturell, dass die operative 

Leistungsfähigkeit zunehmend unter Druck steht. 

Besonders kritisch ist das Nettoergebnis (Saldo 0), das langfristig die nachhaltige Finanzierung der 

Infrastruktur widerspiegelt. Nur im Jahr 2022 konnten die Abschreibungen vollständig durch 

Erträge gedeckt werden. Für alle folgenden Jahre besteht ein strukturelles Defizit. 



  

 

 

 

 

2.2 Mittelfristige Finanzplanung – kritische Entwicklung 

Der mittelfristige Finanzplan (2025–2029) zeigt durchgehend negative Ergebnisse: 

• Gesamtdefizit im Ergebnishaushalt bis 2029: rund 2,34 Mio. € 

• Laufende Geschäftstätigkeit ebenfalls durchgehend negativ 

Dies stellt ein erhebliches Risiko für die langfristige Haushaltsstabilität dar und erfordert 

strukturelle Gegenmaßnahmen. 

 

3. Vermögenslage und Verschuldung 

3.1 Vermögensstruktur 

Die Gemeinde verfügt über ein Gesamtvermögen von rund 21,4 Mio. €. Besonders positiv 

hervorzuheben ist: 

• Nettovermögensquote: 91,5 % 

• Hoher Anteil eigenfinanzierter Infrastruktur 

• Gute Liquiditätssituation 

Diese Kennzahlen zeigen eine solide Substanz und finanzielle Stabilität aus bilanzieller Sicht. 

 

3.2 Schuldenstand und Fremdfinanzierung 

Der Schuldenstand lag Ende 2024 bei: 

• 3,62 Mio. € 

• 1.393 € pro Einwohner (überdurchschnittliches Niveau) 

Problematisch ist insbesondere: 

• Teilweise überhöhte Zinssätze im Vergleich zum Markt 

• Hohe Geldverkehrsspesen 

• Optimierungspotenzial durch Neuverhandlung oder Umschuldung 

Hier besteht erhebliches Einsparungspotenzial. 

 

4. Einnahmensituation und Steuerkraft 

Die Steuerkraft ist moderat gestiegen: 

• 2022: 4,01 Mio. € 

• 2024: 4,15 Mio. € 

Wichtigste Einnahmequellen: 

• Ertragsanteile: 68 % 

• Gemeindeabgaben: 26 % 

• Finanzzuweisungen: 6 % 

Die Kommunalsteuer stellt mit rund 656.000 € jährlich die wichtigste eigene Steuerquelle dar. 

Die Gemeinde liegt: 

• Rang 24 von 52 Gemeinden im Bezirk 

• Rang 179 landesweit 

Dies zeigt eine durchschnittliche bis leicht unterdurchschnittliche Finanzkraft. 

 

 



  

 

 

 

 

5. Strukturelle Schwachstellen und Optimierungspotenziale 

5.1 Gebühren und öffentliche Einrichtungen 

Mehrere öffentliche Einrichtungen arbeiten nicht kostendeckend: 

Defizitbereiche: 

• Essen auf Rädern 

• Schülertransport 

• Kindergartentransport 

Ursachen: 

• Zu niedrige Gebühren bzw. Selbstbehalte 

Empfehlung: Gebühren müssen kostendeckend kalkuliert werden, um strukturelle 

Haushaltsbelastungen zu vermeiden. 

 

6. Infrastruktur und Investitionen 

Die Gemeinde investierte im Prüfungszeitraum: 

• 1,43 Mio. € 

Grundsätzlich positiv: 

• Investitionen überwiegend finanzierbar 

• Transparente und rechtlich nachvollziehbare Ausschreibungsverfahren 

Jedoch kritisch: 

• Teilweise Mehrkosten bei Projekten 

Hier ist eine strengere Investitionssteuerung erforderlich. 

 

7. Gesamtbewertung und Risikoeinschätzung 

Stärken 

Sehr starke Vermögensbasis, hohe Eigenfinanzierungsquote, grundsätzlich stabile 

Einnahmenbasis, teilweise positive operative Ergebnisse, gute Infrastruktur 
 

Schwächen 

Strukturell negative mittelfristige Finanzentwicklung, nicht kostendeckende Gebühren in 

mehreren Bereichen, überdurchschnittliche Verschuldung 
 

Hauptrisiken 

Langfristige Haushaltsdefizite 

Einschränkung der Investitionsfähigkeit 

Strukturelle Budgetbelastung durch nicht kostendeckende Leistungen 

Verlust finanzieller Handlungsspielräume 

 

8. Strategische Handlungsempfehlungen  

Die wichtigsten strategischen Maßnahmen zur nachhaltigen Stabilisierung sind: 

Priorität 1 – Finanzielle Stabilisierung 

• Gebührenanpassung auf kostendeckendes Niveau 

• Optimierung der Darlehenskonditionen 
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• Kostenreduktion in defizitären Bereichen 

Priorität 2 – Einnahmenoptimierung 

• Anpassung Mietpreise auf Marktniveau 

• Optimierung Abgabenmanagement 

 

Priorität 3 – Investitionskontrolle 

• Strikte Projektplanung 

• Wirtschaftlichkeitsanalysen 

 

9. Fazit 

Die Gemeinde St. Lorenz befindet sich aktuell noch in einer stabilen finanziellen Gesamtsituation 

mit einer sehr starken Vermögensbasis. Allerdings zeigen die mittelfristigen Prognosen eine 

strukturelle Verschlechterung der finanziellen Leistungsfähigkeit. 

Ohne konsequente Gegenmaßnahmen besteht ein erhebliches Risiko, dass die Gemeinde künftig 

in ihrer finanziellen Handlungsfähigkeit eingeschränkt wird. 

Die Umsetzung der empfohlenen Maßnahmen ist daher entscheidend, um: 

• die finanzielle Nachhaltigkeit sicherzustellen, 

• strukturelle Defizite zu vermeiden und 

• die langfristige Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu sichern. 

Die finanzielle Substanz ist derzeit als gut einzuschätzen, die strukturelle Zukunftsentwicklung 

jedoch kritisch zu sehen. Eine strategische und konsequente Haushalts- und Strukturpolitik ist 

auch weiterhin erforderlich, um die langfristige Stabilität sicherzustellen. 

 

Amtsleiter Mag. Günter Schardl informiert, dass der Prüfbericht für jeden Interessierten auf der 

Homepage des Landes OÖ abrufbar ist. Der Bericht enthalte keine großen Überraschungen, der 

Großteil der darin aufgezeigten Empfehlungen sei bereits umgesetzt. Sowohl dem Amt als auch 

den politischen Funktionsträgern werde gute Arbeit attestiert. 

GV Mag. Josef Dobesberger hält fest, ihm seien die Defizite in den Bereichen Essen auf Rädern, 

Kinderbetreuung und Schülertransport aufgefallen. Zu letzterem Punkt müsse er einmal mehr 

festhalten, dass die Ausgaben seiner Meinung nach zu hoch seien und es besser wäre, die Kinder 

zu mehr Bewegung beim Schulweg zu animieren; um das zu erreichen, seien auch die Eltern ins 

Boot zu holen, diese würden den Schulkindern oftmals den Schulweg „wegnehmen“. GR Mag. 

Wolfgang Kaltenleitner weist darauf hin, dass das Thema alle Jahre wiederkehre; der 

Bildungsausschuss befasse sich auch jedes Jahr damit. Für GR Rosina Ritzinger führt am 

Bustransport aus Sicherheitsgründen kein Weg vorbei: In vielen Fällen sei es zu gefährlich, die 

Kinder zu Fuß auf den Schulweg zu schicken. 

 

8) Neuerrichtung „Brücke Voglhub“, Finanzierungsplan; Genehmigung 

Die Gemeinde plant im Jahr 2026 die Neuerrichtung der Brücke Voglhub. Um mit der Realisierung 

des Vorhabens beginnen zu können, ist in einem ersten Schritt der vom Land Oö. übermittelte 

Finanzierungsplan (IKD-2026-32992/13-Hei) vom 23.02.2026 zu beschließen. 
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---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

 

GR DI Bernhard Mayr weist darauf hin, dass die Gemeinde den Bau der Brücke vorfinanzieren 

müsse, nachdem die wesentlichen BZ-Mittel erst in den Jahren 2029 und 2030 fließen würden. 

GR Michael Nilsson macht sich Sorgen hinsichtlich Ausschreibung und möglicher 

Preisabsprachen bei anbietenden Firmen; Bgm. Andreas Hammerl zerstreut diese Bedenken: 

erstens gebe das Bundesvergabegesetz die gesetzlichen Rahmenbedingungen vor, zum anderen 

habe das Land bereits jetzt im Zuge der Erstellung des Finanzierungsplanes geprüft und einen 

Kostenrahmen fixiert. 

Vizebgm. Karl Nußbaumer stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die 

Finanzierungsdarstellung (IKD-2026-32992/13-Hei) vom 23.02.2026 beschließen. 

Beschluss: einstimmig 

 

9) Subventionsansuchen der Union Mondsee vom 11.12.2025; Beschlussfassung 

Die Union Mondsee, vertreten durch das Präsidium, hat bei der Gemeinde St. Lorenz ein 

Förderansuchen für das Jahr 2026 eingebracht. Das Ansuchen ist dem Gemeinderat zur Beratung 

und Beschlussfassung vorzulegen, weil die Höhe der beantragten Subvention mit € 4.000, - nach 

den Bestimmungen der OÖ. Gemeindeordnung über der Zuständigkeitsgrenze des Vorstandes liegt 

(Anmerkung:  Im Jahr 2025 wurde eine Unterstützung in Höhe von € 3.500,- beschlossen). 

GR Michael Nilsson fragt, ob die Gemeinde in die Buchhaltung der Union Einschau nehmen dürfe; 

Bgm. Andreas Hammerl antwortet, das sei nicht möglich. Der Verein habe allerdings einen 

Steuerberater an Bord und werde wie eine Firma geführt. 

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge der Union Mondsee für das 

Jahr 2026 einen Betrag von € 3.500 gewähren. 

Beschluss: einstimmig 
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10) Flächenwidmungsplan Änderung- und ÖEK-Änderung, Entscheidung über 

Zurückziehung der Beantwortung der Versagungsgründe: 

• Fwpl.Ä. 4.42 „Mondseestraße“, Gstk. 1220/2, 1221/16, 1221/2, 1221/1, 1222/2, KG St. 

Lorenz 

 

GR Stabauer erklärt sich für befangen. 
 

Am 18.09.2025 wurde vom Gemeinderat der Beschluss gefasst, die Versagungsgründe der 

Aufsichtsbehörde, dat. mit 26.05.2025, GZ RO-2024-287257/18-Gro, zu beantworten. Das 

entsprechende Schreiben wurde mit Datum 06.10.2025 an die Aufsichtsbehörde übermittelt. 

Aufgrund von Unstimmigkeiten bei der Ausweisung der schichtweisen Umwidmung wurde diese 

Beantwortung zurückgezogen, um eine erneute, inhaltlich geänderte Beantwortung der 

Versagungsgründe zu ermöglichen. Diese Rücknahme muss vom Gemeinderat beschlossen 

werden. 

In der Bauausschusssitzung am 26.02.2026 wurde einstimmig die Zurückziehung der 

Beantwortung der Versagungsgründe empfohlen.  

GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, die Zurücknahme der Beantwortung der 

Versagungsgründe (datiert mit 06.10.2025) zur Flächenwidmungsplanänderung 4.42, Bereich 

„Mondseestraße“, Gstk. 1220/2, 1221/16, 1221/2, 1221/1, 1222/2, KG St. Lorenz, zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig (GR Friedrich Stabauer befangen) 

 

11) Flächenwidmungsplan- und ÖEK–Änderung, Beantwortung der Versagungsgründe: 

• Fwpl.Ä. 4.42 „Mondseestraße“, Gstk. 1220/2, 1221/16, 1221/2, 1221/1, 1222/2 KG St. 

Lorenz 

 

GR Stabauer erklärt sich befangen. 
 

Am 12.12.2024 wurde vom Gemeinderat der Beschluss gefasst und das Ersuchen um 

aufsichtsbehördliche Genehmigung, datiert mit 10.01.2025, versendet. 

Mit Schreiben vom 26.05.2025, wurden der Gemeinde Versagungsründe mitgeteilt. Nach 

aufsichtsbehördlicher Prüfung erfolgt die Mitteilung von derzeit bestehenden 

Versagungsgründen, die durch Vorlage von entsprechenden Unterlagen gegebenenfalls 

kompensiert werden können. 

Mit der vorliegenden Änderung des Flächenwidmungsplanes ist beabsichtigt, Teilflächen der 

Gstk. Nr. 1220/2, 1221/16, 1221/2, 1221/1 und 1222/2, KG St. Lorenz, im Ausmaß von ca. 8629 m², 

von Bauland-Betriebsbaugebiet bzw. Bauland - Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet in 

Gemischtes Baugebiet und Bauland Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet mit teilweise 

überlagerter Schutz- oder Pufferzone im Bauland, umzuwidmen. 

Im Rahmen des Stellungnahme-Verfahrens gemäß § 33 Abs. 2 Oö. ROG 1994 wurde der Gemeinde 

St. Lorenz mitgeteilt, dass aus wasserwirtschaftlicher und raumordnungsfachlicher Sicht sowie 

seitens der Landesstraßenverwaltung und der WLV Einwände gegen die beantragte Umwidmung  

 



  

 

 

 

 

bestehen. Auf die Ausführung in der Stellungnahme der Örtlichen Raumordnung vom 28.10.2025 

wird in diesem Zusammenhang hingewiesen. 

Nach der Vorlage zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung hat eine nochmalige Beurteilung der 

Fachabteilungen ergeben, dass seitens WLV und der Abt. Gesamtverkehrsplanung und 

öffentlicher Verkehr die Änderung zur Kenntnis genommen werden kann.  

Die wasserwirtschaftliche Forderung aus dem Vorverfahren nach einem 10 m breiten Grünzug 

entlang des öffentlichen Wassergutes bleibt grundsätzlich aufrecht. Sollte diese Forderung mit 

dem Baubestand nicht vereinbar sein, wird angeregt, dass entlang des ÖWG eine 10 m breite 

Schutz- und Pufferzone im Bauland ausgewiesen wird. Diese Zone soll den 

bestehenden/bewilligten Bestand gewährleisten, aber von weiteren baulichen Maßnahmen und 

Anlagen frei bleiben.  

Des Weiteren kann seitens der Abt. Wasserwirtschaft eine Baulandeignung auf Grund der HW-30- 

und HW-100-Gefährdung aus dem Mondsee nicht bestätigt werden bzw. befinden sich laut 

Stellungnahme der WLV Teile der Umwidmungsfläche in der roten und gelben 

Wildbachgefahrenzone des Höribaches.  

Aus raumordnungsfachlicher Sicht wird noch Folgendes festgestellt: 

• Wie bereits im Vorverfahren geschrieben wurde, ist die Ausweisung der geplanten 

Schutzzone „SP3: Immissionsschutzorientierte Planung nachweislich erforderlich“ im ggst. 

Fall jedenfalls nicht zielführend, da lt. den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 im „Gemischten 

Baugebiet“ insbesondere auch nur die Umgebung nicht wesentlich störende Betriebe sowie 

nicht wesentlich störende Lagerplätze errichtet werden dürfen. Wesentlich störende 

Immissionsbelastungen aus dem Planungsraum auf die umliegenden Gebiete sind schon 

alleine aufgrund der geplanten Widmungskategorie (M) nicht zu erwarten bzw. möglich. Diese 

Schutzzone hat daher zu entfallen. 

• Die Einschränkung eines „Gemischten Baugebietes“ mit einem Index (M3) zu widmen ist nicht 

zulässig, vielmehr ist dazu das eingeschränkte Gemischte Baugebiet vorgesehen. Dazu ist 

noch festzuhalten, dass die vorgenommene Einschränkung rechtlich nicht zulässig ist - 

gleiches gilt analog für das geplante MB3. 

• Die Indexierung mit zwei Indexnummern (z.B. MB 1,3 oder SP 3,7) ist nicht zulässig.  

• Bei der geplanten SP 3,7 ist nicht nachvollziehbar, inwieweit auf einer Fläche, auf der ohnehin 

keinerlei bauliche Anlagen zulässig sind, eine immissionsschutzorientierte Planung erfolgen 

kann.  

• Der im Plan dargestellte Änderungsbereich umfasst scheinbar auch Teilflächen des Gstk. Nr. 

1220/3. Diese Fläche ist jedoch vom Beschluss des GR nicht umfasst.  

Aus fachlicher Sicht liegen somit Versagungsgründe vor. Nach Absprachen mit Antragsteller, 

Aufsichtsbehörde, Gewässerbezirk, Gemeinde und Ortsplaner wurden zur Beantwortung der 

Versagungsgründe folgende planlichen Änderungen durchgeführt: 

• Die SP-3-Schutzzone wurde vollständig aus der Planungsfläche entfernt.  

 



  

 

 

 

 

• In Bezug auf die Forderung der Wasserwirtschaft und der Raumordnung nach 

Berücksichtigung der Hochwassersituation wurde mit Ortsplaner DI Poppinger eine Widmung 

für verschiedene räumlich übereinanderliegende Ebenen geplant („Schichtenwidmung“).  

• In der 30 m breiten, entlang der Bundesstraße liegenden Planungsfläche Nr. 1, soll im KG ein 

eingeschränktes Gemischtes Baugebiet MB 3 „gänzlicher Ausschluss von Wohnnutzung“ und 

im EG und OG ein eingeschränktes Gemischtes Baugebiet MB 1 „unter Ausschluss 

betriebsfremder Wohnungen“ gewidmet werden.  

• Die Planungsfläche 2, die im Vorverfahren als Mischgebiet geplant war, wird im KG als MB 3 

„gänzlicher Ausschluss von Wohnnutzung“ im EG gemischtes Baugebiet MB 1 „unter 

Ausschluss betriebsfremder Wohnungen“ und OG in M „Gemischtes Baugebiet“ gewidmet.  

• Im Bauverfahren wird die Baubehörde die aktuelle Höhe des FOK (EG) im Zuge eines 

Wasserrechtlichen Genehmigungsverfahren ermitteln und umsetzen. Somit ist im KG-

Bereich keinerlei Wohnnutzung zulässig und es wird den Forderungen der Wasserwirtschaft 

und der Raumordnung zum Thema Hochwasserschutz nachgekommen.  

• Der geforderte 10-m-Grünzug, nördlich der Widmung entlang des Höribaches kann vom 

Antragsteller sowie von der Gemeinde nicht nachvollzogen werden. Bei der Fwpl.Ä. 4.19 

wurde mit dem WLV eine 4 m breite Schutz und Pufferzone SP 17 (keinerlei bauliche Anlagen 

zulässig) vereinbart, die nur eine Sanierung des bestehenden Gebäudes zulässt. Im derzeitigen 

Zustand stehen die Gebäude schon Jahrzehnte lang 4 m von der Böschungsoberkante, erst 

vor drei Jahren wurde der westseitige Teil für die Wohnung des Eigentümers aufgestockt. Der 

ostseitige Bereich (es handelt sich um das ehemalige Verwaltungsgebäude des aufgelassenen 

Sägewerks) soll künftig ebenfalls erneuert werden, was nach o.a. Regelung ein Abrücken von 

weiteren 6 m von der derzeitigen Gebäudeflucht bedeuten würde. Der Bereich entlang des 

Höribaches ist zudem auch bei Beibehaltung der Gebäudeflucht als SP-Grenze jederzeit 

befahrbar mit einem extra dafür gebauten Zauntor zur Servicierung bestens geeignet. Auch 

auf der gegenüberliegenden Seite des Baches ist jederzeit ein Zugang zum Bach möglich, da 

sich außer der Uferzone des Höribaches auch noch eine zur Bebauung ungeeignete Parzelle 

im Ausmaß von ca. 145 m² (Gpz. 1250/6, KG 50102) befindet und über die wesentliche Breite 

des gegenständlichen Areals erstreckt (ein Überbleibsel der geänderten Verkehrsführung). 

Ein Abrücken des Gebäudes um weitere 6 m, um die geforderten 10 m zu erfüllen, würde den 

Antragsteller stark im Nutzen des verbleibenden Areals einschränken und bestehende 

Gebäude und Freiflächen, die erst kürzlich errichtet und angelegt wurden, in Lage und 

Abstand tangieren. Aufgrund der Lage in der Roten und Gelben Wildbachgefahrenzone ist in 

den weiteren Verfahrensschritten (Bauverfahren) mit spezifischen Auflagen bezüglich 

Gebäudesicherheit zu rechnen und es sind entsprechende Hochwasserschutzauflagen zu 

erfüllen. Dies entspricht auch den Auflagen des WLV, die auch in diese Widmung einfließen 

sollen und bei Bedarf umgesetzt werden.  

• Im südlichen Teil entlang der Grundgrenze ist mit der WLV eine 3 m breite SP-17-Zone 

(keinerlei bauliche Anlagen zulässig) besprochen worden. Da das ganze Nachbargrundstück 

als Grünzug ausgewiesen wurde, in der eine natürliche Retention stattfindet und auch für die  

 



  

 

 

1/12/2026 

 

Servicierung immer zugänglich ist, sollten diese 3 m von der Grundgrenze Zustimmung 

finden.  

• Im Zuge der Widmung soll am Grundstück Nr. 1220/3 eine Schutz- und Pufferzone 

(Schallschutz) für Bauland, das hier im Grünland falsch ausgewiesen ist, entfernt werden. Der 

Grundbesitzer wurde verständigt. 

Die Gemeinde bekundet hier höchstes öffentliches Interesse, da auf der geplanten Fläche 1 ein 

medizinisches Versorgungszentrum geplant ist, das die gesamte Region medizinisch versorgen 

kann. In der Bauausschusssitzung am 26.02.2026 wurde einstimmig (bei Befangenheit GV Ing. 

Ebner) die Beantwortung der Versagungsgründe empfohlen. 

GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, die Beantwortung der Versagungsgründe zur 

Flächenwidmungsplanänderung 4.42, Bereich „Mondseestraße“, Fläche 1: Teilfl. Gstk. 1220/2, 

1221/2, 1222/1, 1222/2, alle KG St. Lorenz - Widmung in verschiedenen räumlich 

übereinanderliegenden Ebenen, KG = MB 3 - Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet - „gänzlicher 

Ausschluss von Wohnnutzung“, EG u. OG = MB 1 - Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet 

„Ausschluss betriebsfremder Wohnungen“ und Fläche 2: Teilfl. Gstk. 1221/16, 1220/2, 1221/2, 

1222/1, 1222/2, alle KG St. Lorenz - Widmung in verschiedenen räumlich übereinanderliegenden 

Ebenen, KG = MB 3 Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet- „gänzlicher Ausschluss von 

Wohnnutzung“, EG MB 1 - Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet „Ausschluss betriebsfremder 

Wohnungen“ u. im OG = M - Gemischtes Baugebiet. Teilfl. Gstk. 1220/3 Umwidmung von SP 17 

(Schallschutz) in Grünzug 5, zu beschließen. 

Beschluss: einstimmig (GR Friedrich Stabauer befangen) 

 

12) Flächenwidmungsplan- und ÖEK-Änderung¸ Entscheidung über Beschlussfassung: 

• Fwpl.Ä. 4.45 u. ÖEK Ä. 2.16, „Eich“, Gstk. 336, 374, 379/1, 379/2, 339, 342, 332/3, KG St. 

Lorenz 

 

GR Norbert Sperr erklärt sich für befangen. 
 

Die Antragsteller ersuchen um Umwidmung von „landw. Grünland“ in „Eingeschränktes 

Mischgebiet MB1 unter Ausschluss Betriebsfremder Wohnungen“, „Sport und Spielfläche“ in 

„Eingeschränktes Mischgebiet MB1 unter Ausschluss Betriebsfremder Wohnungen“, „landw. 

Grünland“ in „Sport und Spielfläche“ und „landw. Grünland“ in „Verkehrsfläche“. 

Die Widmungen sollen auf den bestehenden Hotelbetrieb abgestimmt werden, um hier eine 

maßvolle Erweiterung zu schaffen. Die Erweiterungsbereiche liegen direkt am bestehenden 

Hotelgelände, sind voll erschlossen und dienen ausschließlich der betrieblich notwendigen 

Weiterentwicklung.  Ein 6500 m² großer Teil der Widmung in MB1 soll auf Grundstück Nr. 336, 

das im ÖEK als Bauerwartungsland ausgewiesen ist, erfolgen. Hier sollen ein Mitarbeiterhaus und 

eine Hackschnitzelanlage für das Hotel (alle Gebäude) gebaut werden. Für eine Erweiterung der 

Wellnessanlage soll der Tennisplatz auf Gstk. Nr. 379/2 und eine Teilfläche des Gstk. Nr. 379/1, 

die als Sport und Spielfläche gewidmet sind, in MB1 umgewidmet werden. Der bestehende 

Tennisplatz, der immer wieder zu Konflikten mit der Nachbarschaft geführt hat, soll auf Gstk. 374  

 



  

 

 

 

 

flächengleich in die Nähe der bestehenden Tennishalle, verschoben werden. Zur 

Verkehrsberuhigung und zur Möglichkeit einer gesonderten Zufahrt zum Hotel soll die 

Gemeindestraße auf diesem Grundstück an die Parzellengrenze verlegt werden, um danach im 

nördlichen Teil wieder in die ursprüngliche Straße einzufließen. Dies hat auch einen hohen 

Sicherheitsaspekt, da es beim Ausparken immer wieder zu gefährlichen Situationen kommt. Für 

die Tennisspieler, die keine Hotelgäste sind, wird ein Parkplatz vor dem Tennisplatz geschaffen.  

In der Bauausschusssitzung am 03.06.2025 wurde einstimmig entschieden, die Umwidmung dem 

Gemeinderat nur dann zu empfehlen, wenn die Straße so nah wie möglich an den Tennisplatz 

gelegt werde und nicht an die Parzellengrenze.   

Die Einleitung des Verfahrens wurde am 26.06.2025 im Gemeinderat beschlossen.  

Mit Schreiben vom 14.07.2025 wurde das Verständigungsverfahren durchgeführt. Beigelegt wurde 

der Plan von Ortsplaner DI Poppinger, datiert mit 02.06.2025. Folgende Stellungnahmen der 

einzelnen Behörden und Dienststellen langten bei der Gemeinde ein: 

- Land Oö. Abt. Raumordnung v. 30.09.2025 

- Land Oö. Abt. Naturschutz v. 22.09.2025 

- Land Oö. Abt. Umweltschutz v. 28.07.2025 

- Land Oö. Abt. Wasserwirtschaft v. 13.08.2025 

- Land Oö. Abt. Anlagen-, Umwelt-, Wasserrecht v. 21.07.2025 

- BH-Forstabteilung VB v. 25.09.2025 

- Wildbach- und Lawinenverbauung v. 21.07. 2025 

- Netz Oö. v. 21.07.2025 

- Oö. Tourismus GmbH v. 07.11.2025 

In den Stellungnahmen der mitbeteiligten Fachdienststellen wurde mitgeteilt, dass der Änderung 

derzeit nicht zugestimmt werden kann.  

Aus fachlicher Sicht des Natur- und Landschaftsschutzes können zusammenfassend die 

geplanten Entwicklungen auf dem Grundstück Nr. 374, wie bereits in mehreren 

Vorbesprechungen klargestellt, aufgrund des hohen Raumverbrauchs und dem Überschreiten 

einer klaren Siedlungsgrenze nicht vertreten werden. Die Baulandfläche auf dem Grundstück Nr. 

336 kann nur vertreten werden, wenn gleichzeitig auf diesem Grundstück keine weitere 

Entwicklungsmöglichkeit hangaufwärts mehr eingeräumt und das ÖEK dementsprechend 

geändert wird. 

Die Grünzüge entlang des Niedernbaches sind beidseitig auf 5 m ab der Böschungsoberkante zu 

erweitern und die Grünzugdefinition wie dargestellt anzupassen. Der naturschutzrechtliche 

Konsens für den bestehenden Parkplatz im Grünland auf den Grundstücken Nr. 339 und 342 ist 

zu belegen.  

Aus raumordnungsfachlicher Sicht stellt die westlich des Tourismusbetriebes gelegene Allee eine 

klare Abgrenzung des östlich davon gelegenen Baulandbereiches dar. Ein Überspringen dieser 

Linie ist fachlich nicht begründbar und daher abzulehnen. Diesbezüglich ist auch nicht 

nachvollziehbar, weshalb der geplante Tennisplatz mit ca. 800 m² nicht auf den (derzeit noch 

unbebauten) Restflächen des Grundstückes Nr. 379/1 Platz finden sollte. 



  

 

 

 

 

Betreffend die geplante Straße auf dem Grundstück Nr. 374 kann die Notwendigkeit einer 

zusätzlichen Erschließungsstraße mit dem damit verbundenen Flächenverbrauch nicht 

nachvollzogen werden und es liegt somit im ggst. Fall wohl keine sparsame 

Grundinanspruchnahme im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 6 Oö. ROG 1994 vor. 

Der Gewässerbezirk fordert einen Abstand zum öffentlichen Wassergut von 30 m. Damit sollen 

bei Sturm durch umstürzende Bäume gefährdete Flächen von einer Umwidmung ausgenommen 

werden. Auch aus wasserwirtschaftlicher Sicht erfolgt daher keine Zustimmung. 

Die Wasserversorgung des neu gewidmeten Baulandes muss von der WG Keuschen bestätigt 

werden, so die Wasserwirtschaft. Keinen Einwand hegt die Forstabteilung zur Widmung, da es sich 

lt. Forstgesetz um keinen Wald handelt.  

Die Grundlagenforschung hinsichtlich des Baubestandes ist zu ergänzen und dass die Lage des 

Planungsraumes innerhalb der Randzone des geplanten Grundwasserschongebietes „Fuschler 

Ache“ gemäß Oö. Planzeichenverordnung 2021 darzustellen ist. Die WLV schreibt in ihrer 

Stellungnahme: Im öffentlichen Interesse am Schutz vor Wildbachgefahren besteht gegen die 

geplante Widmungsänderung mit dem Hinweis auf die im Bauverfahren notwendige 

hochwassersichere Bauweise und den Verzicht auf großflächige oder dammartige Anschüttungen, 

die ggf. einer wasserrechtlichen Bewilligung bedürfen, und den Hinweis auf die Abstimmung 

etwaiger Bauvorhaben mit der Dienststelle, kein Einwand.  

Gemäß dieser Stellungnahme befinden sich nach dem Gefahrenzonenplan die Flächen teilweise 

in der Roten Wildbachgefahrenzone und großflächiger in der Gelben. Trotz der fachlichen 

Beurteilung, dass – sinngemäß - seitens der WLV keine grundsätzlichen Einwände bestehen, ist 

aus raumordnungsfachlicher Sicht festzuhalten, dass gem. § 21 Abs. 1a unter anderem Flächen in 

roten Zonen gemäß Forstgesetz 1975 nicht als Bauland gewidmet werden dürfen. Inwieweit die 

geplanten Baulandwidmungen in der Roten Wildbachgefahrenzone liegen, geht aus der 

Stellungnahme nicht hervor. Eine entsprechende Abklärung von Seiten der Planungsbehörde mir 

der zuständigen Dienststelle WLV ist somit vor Weiterführung des Verfahrens erforderlich und 

entsprechend anzupassen, so die Raumordnung Oö.  

Eine Stellungnahme der Oö. Tourismus GmbH, in der der Hotelbetrieb als Vorzeigebetrieb 

beschrieben wird, unterstützt das Vorhaben mit dem Begründung, dass dieser 

Entwicklungsschritt folgende positive Effekte erwarten lässt: 

• Sicherung und Ausbau eines qualitativ hochwertigen Ganzjahresbetriebes 

• Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze und Mitarbeiterunterkünfte 

• Verbesserung der Verkehrssicherheit und Besucherlenkung 

• Förderung nachhaltiger Energieversorgung und Ressourcennutzung 

• Stärkung der regionalen touristischen Wettbewerbsfähigkeit 

Sämtliche Stellungnahmen wurden mit den Antragstellern besprochen. Nach Besprechungen mit 

der Gemeinde und dem Ortsplaner werden zur Beschlussfassung folgende Änderungen 

vorgenommen: 

 

 



  

 

 

 

 

Im südlichen Teil auf Gstk. 379/1 und 379/2 wird ein sogenannter Ruhepol entstehen. Durch 

einen geplanten und bereits in Umsetzung befindlichen Wellnessbereich, der am südlichen 

bestehenden Gebäude angelegt wird, werden hier Ruhebereiche geschaffen. Wegen dieses 

Vorhabens muss der Tennisplatz verlegt werden. Dieser wird, wie bereits im Vorverfahren geplant, 

in Form von einem Tennisplatz und zwei Paddle-Tennisplätzen auf das Grundstück Nr. 374 

verlegt. Zur Verkehrsberuhigung und sicherer Zu- und Abfahrt vom Hotel bzw. Restaurant soll die 

Straße verlegt werden. Der Tennisplatz und die Paddle-Plätze sollen die Ausweisung „Grünland 

Sport und Spielfläche“ erhalten und der Rest der Fläche Grünland bleiben. Innenseitig, entlang 

der neuen Straße, die nach Fertigstellung ins öffentliche Gut übernommen (sozusagen getauscht 

wird), ist ein Grünzug „GZ 8 Pflanzung einer Baumreihe aus höherstämmigen heimischen 

Gehölzen“ geplant.  

Im Rahmen der Grundlagenforschung wurde festgestellt, dass der nördliche Parkplatz im Zuge 

einer Erweiterung des Hotels bewilligt wurde. Auch die bestehende Brücke im nördlichen Teil der 

Widmung ist wasserrechtlich bewilligt und wird zur Aufschließung des geplanten 

Bauerwartungslandes verwendet. Um auch den Forderungen der Wasserwirtschaft 

nachzukommen, wird linksufrig entlang des Bauerwartungslandes ein 20 m breiter und 

rechtsufrig ein 10 m breiter, von der Grundgrenze gemessener, Grünzug GZ 7: Grünzug Bachufer 

„Erhalt, Instandhaltung und Pflege der Gewässer- und Uferbereiche sowie der Uferbegleitgehölze 

(standortgerechter Gehölzstreifen), Anlagen, Bauten (ausgenommen Schutz- und 

Regulierungsbauten), Bodenversiegelungen, Anschüttungen und Ablagerungen sind unzulässig. 

Straßen und Wege dürfen den Grünzug queren“ gewidmet.  

Aufgrund dieser 20 m breiten Grünzugforderung und aufgrund der zukünftigen Entwicklung des 

Hotelbetriebes wird von den Antragstellern versucht, das gesamte Bauerwartungsland zu widmen. 

Heizwerk, Mitarbeiterhaus im unteren sowie für zukünftige Hotelerweiterungen (Chalet oder 

Lodge) im oberen Teil der Fläche sollten ein zukünftiges und zeitgerechtes Hotelmanagement 

ermöglichen. Der Bauausschuss hat sich mehrheitlich dahingehend geeinigt, hier kein 

zusätzliches Bauland auf Vorrat, sondern eine zielgerechte, funktional notwendige Erweiterung 

des Hotelbetriebes eines bestehenden wichtigen Arbeitgebers und Leitbetriebes zu unterstützten. 

In der Bauausschusssitzung am 26.02.2026 wurde mehrheitlich die Beschlussfassung dem 

Gemeinderat empfohlen. 

GR DI Bernhard Mayr eröffnet die Debatte mit einem Gegenantrag: Der Gemeinderat möge eine 

getrennte Abstimmung vornehmen, zum einen das Grundstück 374 betreffend (Verlegung der 

Straße), zum anderen den Hotelbereich (alle übrigen Grundstücke) betreffend. Eine getrennte 

Abstimmung stelle sicher, dass die betrieblich sinnvolle Erweiterung unterstützt werden könne, 

ohne gleichzeitig die von den Fachabteilungen abgelehnte Widmung für Gstk. 374 mitbeschließen 

zu müssen, so GR DI Mayr. Bgm. Andreas Hammerl verweist auf ein Erkenntnis des 

Verfassungsgerichtshofes, aus welchem u.a. abzuleiten sei, dass sämtliche relevanten 

Planungsunterlagen zum Zeitpunkt der Beschlussfassung vorzuliegen haben. Diese Information 

wurde im Übrigen den Fraktionsobleuten von Amtsleiter Mag. Schardl bereits im Februar 2024 

zur Kenntnis gebracht. Würde man der Argumentation des GR DI Mayr folgen, stimme dieser 

Vorschlag zum einen nicht mit dem eingebrachten Antrag des Widmungswerbers auf Umwid- 



  

 

 

 

 

mung überein und zum anderen würde dieser getrennten Abstimmung eine „falsche“ 

Planunterlage zugrunde liegen, was dazu führen könnte, dass der gefasste Beschluss nicht 

rechtswirksam wäre. Möglich sei zum jetzigen Zeitpunkt neben der „regulären“ Abstimmung nur 

ein Antrag auf Vertagung. GR DI Mayr verzichtet auf den Gegenantrag. GV Mag. Josef Dobesberger 

führt aus, die Erweiterung des Hotels sei aus betrieblicher Sicht und auch aus Sicht der Gemeinde 

zu befürworten; mit der Verlegung der Straße habe seine Fraktion ebenso wie die Fachbeamten 

der Raumordnung allerdings ein Problem, weil dadurch Grünland zerstört werde. Das 

Raumordnungsgesetz verlange, sparsam mit Grund und Boden umzugehen. Wenn die Gemeinde 

nun diese Widmung beschließe, käme das einer Missachtung des Gesetzes gleich. GV Mag. Josef 

Dobesberger stellt folgenden Geschäftsantrag: Der Gemeinderat möge den 

Tagesordnungspunkt vertagen und zur neuerlichen Beratung den zuständigen Ausschüssen 

zuweisen, speziell was die Einholung eines Verkehrsgutachtens, das eine mögliche 

Verkehrsgefährdung durch den jetzigen Straßenverlauf beurteilt, betrifft. 

Beschluss Geschäftsantrag GV Mag. Josef Dobesberger: 6 Jastimmen (GV Mag. Dobesberger, 

GR Mag. Märzinger, GR Dr. Forestier, GR DI Mayr, GR Nilsson, Ersatz-GR Luft); 15 Gegenstimmen 

(Bgm. Hammerl, Vizebgm. Nußbaumer, GV Spielberger, GR Mag. Humer, GR Mag. Hollweger, GR 

Widlroither, GR Mag. Kaltenleitner, GR Liebewein, GR Ritzinger, GR J. Schachl, GR Stabauer, Ersatz-

GR Soriat, Ersatz-GR Matschl, Ersatz-GR DI J. Strobl, Ersatz-GR Schafleitner); 3 Enthaltungen (GR 

Sommerauer, GR Meindl, Ersatz-GR Reisinger). 

Ersatz-GR Markus Matschl hält fest, in Genehmigungsverfahren wie diesem gebe es immer 

unterschiedliche Stellungnahmen, am Ende stehe aber eine Interessensabwägung. Er als 

Mandatar habe deshalb keine Befürchtung, im Falle eines Beschlusses eine Handlung zu setzen, 

die dem Gesetz entgegenstehe. Auch Bürgermeister Andreas Hammerl rückt das Gesamtvorhaben 

ins Zentrum: Es gehe um ein Projekt für die nächsten Generationen, aus Gemeindesicht müsse 

man froh sein, wenn es noch investitionsfreudige Unternehmerfamilien gebe. 

In der Folge erhält Norbert Sperr Gelegenheit, die Sichtweise der Antragsteller darzulegen. Der 

Familie Lehrl-Sperr gehe es darum, die Wettbewerbsfähigkeit des Betriebs zu stärken und für die 

nächste Generation, die bereits im Hotel mitarbeitet, abzusichern. Die Verlegung der Straße sei 

wesentlicher Bestandteil des Konzeptes zur Neuausrichtung des Hotels, die im Übrigen auch die 

Entsiegelung von jetzt verbauten Flächen vorsehe. Man wolle mit dem „Gut in der Eich“ eine grüne 

Oase schaffen, nicht nur für auswärtige Gäste, sondern auch einheimische. 

GR DI Bernhard Mayr fragt, ob die Zusage der WG Keuschen hinsichtlich Wasserversorgung 

vorliege; dies sei der Fall, antwortet Bgm. Andreas Hammerl. GR Michael Nilsson gibt zu bedenken, 

dass die Gemeinde im Fall einer Beschlussfassung den eigenen Festlegungen im ÖEK 

widerspreche. 

GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, der Gemeinderat möge die 

Flächenwidmungsplanänderung 4.45 und ÖEK Ä. 2.16, Bereich „Eich“, Grundstücke Nr. 336, 374, 

339, 342, 379/1, 379/2, 332/3, KG St. Lorenz, – Umwidmung von „landw. Grünland“ in 

„Eingeschränktes Mischgebiet MB1 unter Ausschluss Betriebsfremder Wohnungen“, „Sport und 

Spielfläche“ in „Eingeschränktes Mischgebiet MB1 unter Ausschluss Betriebsfremder  
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Wohnungen“, „landw. Grünland“ in „Sport und Spielfläche“ und „landw. Grünland“ in 

„Verkehrsfläche“ lt. Plan v. DI Poppinger, dat. mit 25.02.2026 (Anlage 1 und Anlage 2) beschließen. 

Beschluss: 16 Jastimmen (Bgm. Hammerl, Vizebgm. Nußbaumer, GV Spielberger, GR Mag. 

Humer, GR Mag. Hollweger, GR Widlroither, GR Mag. Kaltenleitner, GR Liebewein, GR Ritzinger, GR 

J. Schachl, GR Stabauer, Ersatz-GR Soriat, Ersatz-GR Ing. Matschl, Ersatz-GR DI J. Strobl, Ersatz-GR  

Schafleitner, GR Meindl); 3 Gegenstimmen (GV Mag. Dobesberger, GR DI Mayr, GR Nilsson); 5 

Enthaltungen (GR Mag. Märzinger, GR Dr. Forestier, Ersatz-GR Luft, GR Sommerauer, Ersatz-GR 

Reisinger). GR Norbert Sperr befangen 

 

13) Flächenwidmungsplan Änderung- und ÖEK-Änderung, Einstellung des Verfahrens: 

• Fwpl.Ä. 4.46 u. ÖEK. Ä. 2.17, „Keuschen“, Gstk. 1190, 1191, 1193, KG St. Lorenz 

Am 18.12.2025 wurde vom Antragsteller das Ansuchen zum oben genannten 

Widmungsverfahren schriftlich zurückgezogen. Dies ist vom Gemeinderat zur Kenntnis zu 

nehmen und das Verfahren einzustellen. 

GR Matthias Widlroither stellt den Antrag, das Verfahren zur Flächenwidmungsplanänderung 

4.46 und der ÖEK-Änderung 2.17, einzustellen, da der Antrag vom Widmungswerber 

zurückgezogen wurde. 

Beschluss: einstimmig 

 

14) Berichte der Ausschüsse 

Prüfungsausschuss – Obfrau GR Michaela Sommerauer berichtet, dass in der Sitzung am 

24.2. der Rechnungsabschluss behandelt wurde. 

Aufgefallen sei, dass die Fa. Bauzone/Wohnzone hohe Außenstände bei der Gemeinde St. Lorenz 

habe und vom Heimatbund noch kein Geld für den Verkauf der Bücher „Holzschiffe am Mondsee“ 

an die Gemeinde geflossen sei. Amtsleiter Mag. Günter Schardl betont, dass die Außenstände 

eingemahnt würden; sollten Mahnungen nichts fruchten, werde ein Exekutionsantrag gestellt. 

„Knapp vor diesem Schritt stehen wir“, so der Amtsleiter. Im Fall des Heimatbundes sei es so, dass 

der Verkauf des Buches äußerst schleppend laufe;  ungeachtet dessen werde der Heimatbund 

aufgefordert, den bisherigen Erlös aus dem Buchverkauf an die Gemeinde zu überweisen. 

 

Bau-, Entwicklungs- und Planungsausschuss – Obmann-Stv. Matthias Widlroither 

verweist auf die heute beschlossenen Punkte. In der jüngsten Sitzung wurde auch die Änderung 

des Bebauungsplanes beim Freizeitcamp diskutiert. 

 

Straßen-, Wasser- und Kanalausschuss – Obmann Vizebgm. Karl Nußbaumer hält fest, 

dass in der Sitzung am 3.3. über die Auflassung von öffentlichem Gut im Bereich Plomberg sowie 

die Namensgebung der Straße beim Höribachfeld beraten wurde. 

 

Bildungs- und Generationenausschuss (Kindergarten, Schule, Senioren, Jugend und 

Familie) – keine Sitzung 
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Kultur-, Wirtschaft-, Sport- und Tourismusausschuss – keine Sitzung 

 

Umwelt-, Gesundheits-, Klima- Mobilitäts- und Digitalisierungsausschuss – Ersatz-GR 

Markus Matschl berichtet, dass in der Sitzung am 5.3. ein Vortrag zum Thema „Bienenfreundliche  

Gemeinde“ stattgefunden hat; Thema war auch das Bestreben für die bezirkseinheitliche 

Entsorgung von Grün- und Strauchschnitt, dazu hat die Vorsitzende des Bezirksabfallverbandes, 

Manuela Gschwandtner, informiert. 

 

15) Allfälliges 

 

a) Erledigung Dringlichkeitsantrag: Unterstützungszahlung an den Heimatbund 

Mondseeland für 2026 

Der Heimatbund Mondseeland hat im Jahr 2021 ein Ansuchen an die Gemeinden um 

Unterstützung gestellt; die vier MSL-Gemeinden sollen jährlich € 50.000 über einen Zeitraum von 

fünf Jahren (2022 – 2026), aufgeteilt nach dem Einwohnerschlüssel, zur Verfügung stellen. 

Diesem Ansuchen wurde entsprochen. Für die Gemeinde Sankt Lorenz sind bzw. waren das € 

10.970 pro Jahr. Die letzte Tranche wurde Anfang März auf das Konto des Heimatbundes 

angewiesen. 

Mit Schreiben vom 02.12.2025 teilt der Obmann des Vereines den Gemeinden mit, dass mit den 

genehmigten Beträgen nicht das Auslangen gefunden werden kann, sondern statt den bisherigen 

 € 50.000 nunmehr € 87.000 zur Aufrechterhaltung des Betriebes notwendig wären. Nachdem nur 

die bereits geleisteten Zahlungen durch den Beschluss des Gemeinderates vom 23.06.2022 

gedeckt sind, bedarf es für den Differenzbetrag (im Falle von St. Lorenz € 8.117,80 für das Jahr 

2026) eines neuerlichen Beschlusses. 

Bgm. Andreas Hammerl sagt, die Museen seien Teil unserer Kultur und die zusätzliche Förderung 

in Höhe von € 8.117 vertretbar; allerdings mit dem Zusatz, dass für die Zukunft ein Konzept 

erstellt werden muss, wie die Museumslandschaft auf solide wirtschaftliche Beine gestellt werden 

kann. GR Mag. Bernadette Märzinger bedauert, dass die Museen an mangelnder Attraktivität 

leiden. Auch im organisatorischen Bereich hapere es, Mitgliedsbeiträge würden nicht eingefordert. 

Auch weil nicht klar sei, wer überhaupt Mitglied ist. Ähnlich sieht es GR Dr. Andreas Forestier: Die 

Museen seien nicht attraktiv genug, um Besucher anzulocken. Er habe auch den Eindruck, dass 

viel Energie in die falsche Richtung investiert werde. Für GR Michaela Sommerauer ist der 

Heimatbund ein Fass ohne Boden und Struktur. GR Matthias Widlroither bringt zum Ausdruck, 

dass seitens des Vereins Fehler im Umgang mit Freiwilligen bei Veranstaltungen gemacht wurden; 

so wurden beim Bauernmarkt im Vorjahr Mitwirkende „vergrausigt“ und das Herbstfest am 

Hilfberg kurzfristig abgesagt.  

Bgm. Andreas Hammerl stellt den Antrag, der Gemeinderat möge für 2026 den Differenzbetrag 

in Höhe von € 8.117,80 beschließen.  

Beschluss: 21 Jastimmen (Bgm. Hammerl, Vizebgm. Nußbaumer, GV Spielberger, GR Mag. 

Humer, GR Mag. Hollweger, GR Widlroither, GR Mag. Kaltenleitner, GR Sperr, GR Liebewein, GR 

Ritzinger, GR J. Schachl, GR Stabauer, Ersatz-GR Soriat, Ersatz-GR Matschl, Ersatz-GR DI J. Strobl,  



  

 

 

1/16/2026 

 

Ersatz-GR Schafleitner, GR DI Mayr, GR Mag. Märzinger, GR Dr. Forestier, Ersatz-GR Luft, Ersatz-GR 

Reisinger); 4 Enthaltungen (GR Sommerauer, GV Mag. Dobesberger, GR Nilsson, GR Meindl). 
 

• Hundekotbeutel: Ersatz-GR Gabriele Reisinger ersucht, im Bereich Plomberg einen 

Spender/Abfalleimer für Hundekotbeutel aufzustellen. Hundebesitzer würden die 

Hinterlassenschaften ihrer Vierbeiner überall wegwerfen. 
 

• Bauvorhaben Schwarzindien: GR Dr. Andreas Forestier verweist auf das Bauvorhaben im 

Bereich Giritzhofer an der B 154 und fragt, ob eine Baugenehmigung vorliege und die Zufahrt 

geregelt sei. Bgm. Andreas Hammerl antwortet, die Baugenehmigung gebe es, diese sei vom 

Vorbesitzer des Grundstücks an den aktuellen Eigentümer übergegangen und rechtskräftig, 

sofern der genehmigte Plan umgesetzt werde. Die Zufahrt sei sichergestellt, allerdings dürfe 

keine Versiegelung erfolgen, so der Bürgermeister. GR Dr. Andreas Forestier sieht durch das 

Vorhaben eine weitere Verschärfung der Verkehrssituation in diesem Bereich, zu viele 

Straßen würden sich an einem Punkt treffen. Dieses Problem gelte es zu lösen, so Forestier. 

 

16) Genehmigung der Verhandlungsschrift vom 4.12.2025 

Der Bürgermeister stellt fest, dass gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene 

Verhandlungsschrift vom 4.12.2025 (Nr. 6/2025) keine Einwendung vorliegt und erklärt sie für 

genehmigt. 

 

Ende: 20.50 Uhr 

 

Der Bürgermeister:                          Der Schriftführer: 

 

 

(Andreas Hammerl)                  (VB Hubert Daxner) 

 

Die noch nicht genehmigte Verhandlungsschrift wurde am __________________   an die 

Fraktionsobleute abgeschickt.  

Die gegenständliche Verhandlungsschrift wurde in der Sitzung am _______________ ohne 

Einwendungen genehmigt. 

 

Die Protokollfertiger: 
 

ÖVP – GR Mag. Ulrich Humer:         

 

         

FPÖ – GV Mag. Harald Kohlberger: 

 

 

Die Grünen – GR Mag. Josef Dobesberger: 


